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Inland. e 


Berlin, den 2. Juni. Ihre Königl. Hoheit die Frau Großherzogin 
don Mecklenburg ⸗Strelitz iſt von Potsdam nach Strelitz zurückgekehrt. — 
Der Königl. Schwediſche General⸗Zoll⸗Direktor, Freiherr Gyllenhaal, iſt von 
Leipzig hier angekommen. — Se. Excellenz der Kaiſerl. Oeſterreichiſche Feldmar⸗ 
ſchall⸗Lieutenant von Martini, iſt nach Hamburg abgereiſt. 


Berlin. Wir wenden heute die Aufmerkſamkeit unſerer Leſer einem Gegen⸗ 
ſtande zu, auf den vielfach bereits faft in allen Blättern zurückgekommen iſt, und 
der namentlich auch hier eben jetzt mannigfach beſprochen wird, nemlich der Wahr: 
ſcheinlichkeit oder Unwahrſcheinlichkeit einer Vertagung des Landtages bis 
zum Herbſte. Dieſe Frage gewinnt in dem Maße an Wichtigkeit, je näher der 
Zeitpunkt rückt, wo dit urſprünglich feſigeſtellte Dauer abgelaufen iſt. Es drängt 
ſich die Nothwendigkeit auf, den Landtag im Juni mit dem Ablauf ſeiner urſprüng⸗ 
lich feſtgeſtellten Dauer zu vertagen und ihn zum Herbſte wieder zuſammentreten 
zu laſſen. Man fürchtet aber, daß dieß keineswegs mit der Abſicht oder den Wün⸗ 
ſchen der Regierung übereinſtimme. Der Zeitpunkt des Zuſammentritts der Stände 
war im allgemeinen ein ungünſtiger, da bei einer Verfaſſung wie der unſrigen, 
wo ausſchließlich Grundbeſitzer Mitglieder der Verſammlung find, die Abgeordne⸗ 
ten ſich um dieſe Zeit ohne weſentliche Beeinträchtigung ihrer materiellen Intereſ⸗ 
ſen nicht während einer längeren Dauer ihren Geſchäften entziehen können; es 
kommen hier alle dieſelben Momente in Erwägung, derentwegen ſchon die Pro⸗ 
vinzialſtände früher um ihre Einberufung im Januar oder doch ſpäteſtens im Fe⸗ 
bruar baten. Um wie viel mehr treten nun aber alle dieſe Gründe in dieſem Jahre 
ein, wo außerordentliche Maßregeln namentlich für den Landwirth nothwendig 
find! Es ſcheint faſt, als ob von Haufe aus bei der Zuſammenberufung der 
Stände zum 11. April die Zeit des Wollmanktes als Ende angeſehen worden ſei, 
das heißt alſo ungefähr das Ende des Monats Juni. Es iſt nun aber ein reines 
Ding der Unmöglichkeit, bis dahin auch nur die allerdringendſten Sachen abzuma⸗ 
chen, denn es ſind gerade noch diejenigen Königlichen Propoſitionen übrig, deren 
Berathung die allerlängſte Zeit in Anſpruch nehmen wird: die über die Einfüh⸗ 
rung einer Einkommenſteuer, die wegen der großen öſtlichen Eiſenbahn und das 
Judengeſetz. Hierzu kommt noch eine Menge anderweitiger Dinge und Petitio- 
nen, an deren Erledigung der Regierung am meiſten gelegen ſein muß; die Wahl 
des ſtändiſchen Ausſchuſſes und der ſtändiſchen Deputation für das Staatsſchul⸗ 
denweſen de. Wir ſchlagen es gering an, wenn wir annehmen, daß zur Bera⸗ 
thung dieſer Gegenſtände die Dauer des Landtags wenigſtens verdoppelt werden 
müßte, d. h. bis zum Monat Auguſt hin. Da jedoch die Abgeordneten ihrer 
nächſten Intereſſen halber hier nicht ſo lange bleiben können, die Regierung aber 
jetzt, wo eine Menge Fragen einmal angeregt und die Gemüther dadurch aufge⸗ 
regt find, zu einem gewiſſen Abſchluſſe mit den Ständen kommen muß, ſo ſpricht 
die größte Wahrſcheinlichkeit dafür, daß die Stände im Laufe des Monats Juni 
ihre Vertagung bis zum Herbſte beantragen und die Regierung ſie, wenn auch 
ungern, bewilligen wird. } 

Berlin. — Die Berathungen des hieſigen Coneils der deutſch-katholiſchen 
Gemeinde ſind mit vielem Eifer, großer Lebendigkeit und erfreulicher Eintracht 
fortgeſetzt worden. Am 29 ſollte der Abſchluß erfolgen, da die wichtigſten Ge— 
genſtände erledigt ſind und viele der Abgeordneten ſich in der Unmöglichket befinden, 
länger hier zu verweilen. Zu den wichtigſten und erfreulichſten bisher gefaßten 
Beſchlüſſen gehört es ohne Zweifel, daß die überwiegende Majorität ſich für die 
Errichtung eines geſchaͤftsführenden Central-Vorſtandes ausgeſprochen hat. Dieſer 
dürfte allmälig wohl zu einem paſſenden Organe zu Verhandlungen mit den Be⸗ 
hörden werden, wiewohl er natürlich nie einen Einfluß auf Glaubens-Sachen 
wird in Anſpruch nehmen dürfen. Nicht minder wichtig iſt der Beſchluß, daß 
nur die Gemeinde ein deutſch⸗katholiſches Coneil ſoll beſchicken dürfen, welche 
die von den Verſammlungen der deutſch⸗kathol. Gemeinden gefaßten Beſchlüſſe und 


die Haupt⸗Grundſätze derſelben anerkennt, woraus folgt, daß die freien evangeli⸗ 
ſchen Gemeinden nur inſofern auf einen Anſchluß rechnen dürfen, als ſie die ge⸗ 
dachten Grundſätze annehmen, was unzweifelhaft ganz in der Ordnung iſt. 
Höchſt erfreulich iſt endlich der mit überwiegender Stimmenmehrheit gefaßte Be⸗ 
ſchluß, daß für jetzt die Glaubens⸗Lehre keiner Nevifion unterworfen, es vielmehr 
vorerſt bei dem in Leipzig aufgeſtellten Glaubens-Bekenntniß belaſſen werden 
ſolle. Dieſer Beſchluß gereicht gewiß dem Coneil zur hohen Ehre; er beweiſt, 
mit welchem richtigen Takt die Verſammlung die gefährlichſte Klippe vermieden 
hat, an welcher die Eintracht ſcheitern konnte. Die Mehrzahl der Abgeordneten 
Schleſiens fol hiermit nicht recht zufrieden geweſen fein, aber es läßt ſich von 
ihrer Umſicht erwarten, daß ſie die Heilſamkeit des Beſchluſſes nicht verkennen 
wird. Vorzügliches Verdienſt um die Herbeiführung deſſelben haben ſich, nächſt 
dem Vorſitzenden, die Deputirten v. Strachowski, v. Rottenburg, Robert Blum, 
v. Belitzki, Hieronimy, Schuſelka und Schell erworben. Da, wie ſchon erwähnt, 
viele der Deputirten bereits gleich nach dem Schluſſe des Coneils abreiſen müſſen, 
fo war für den 28. Abends ein gemeinſchaftliches Mahl in dem Kroll'ſchen Lokal 
verabredet, bei welchem ſich viele der Deputirten und manche ihrer Freunde einge⸗ 
funden hatten. Unter den Koryphäen fehlte Johannes Ronge, dem vielleicht das 
Mahl mit der Wichtigkeit der Sache nicht ganz im Einklang zu ſtehen ſchien. 
Der Vorſitzende, Prof. Wigard, brachte den erſten Toaſt, voll freudiger Aner⸗ 
kennung und lebhaften Dankes, Sr. Majeſtät dem König dar, und hob dabei 
hervor, wie es von jeher das Hauptſtreben der Deutſch-Katholiken geweſen, treue 
Unterthanen zu fein. Dann folgten Toaſte auf den Vereinigten Landtag, auf 
das Deutſche Volk und auf die Eintracht, welche großen Anklang fanden, mancher 
andern nicht zu gedenken. Der Geiſt des Anſtandes und der Ordnung zeichnete 
dieſes Mahl, bei welchem auch einige Damen erſchienen waren, ſehr vortheilhaft 
aus. Auch ein Ungar ſprach ſich in guter Deutſcher Rede höchſt anerkennend über 
den Deutſch-Katholicismus aus. 

Aus Berlin enthält die Schleſiſche Zeitung folgendes Aktenſtück: 
Verhandelt Berlin, den 28. Mai 1847. Die unterzeichneten Abgeordneten der 
deutſch- und chriſtkatholiſchen Gemeinden des Preußiſchen Staates, welche gegen⸗ 
wärtig zu dem hier ſtattfindenden Coneile verſammelt find, haben heute den In⸗ 
halt des Allerhöchſten Patens vom 30. März d. J. in der Verordnung von dem⸗ 
ſelben Tage, desgleichen der Miniſterial⸗Verfügung vom 10. Mai d. J., welche 
die Vorſchriften über Bildung neuer Religiousgeſellſchaften und die Ausführung 
dieſer Vorſchriften enthalten, in nähere Erwägung gezogen. Die Abgeordneten 
find durch die Beſtimmungen dieſes Patents, ſowie durch $. 16 der Verordnung 
und §. 11 der Minifterial-Berfügung zu der Ueberzeugung gelangt, daß dieſe ges 
ſetzlichen Vorſchriften nur auf diejenigen Perſonen Anwendung finden, welche aus 
ihrer bisherigen Kirche ausgetreten ſind. Dies iſt Seitens der Mitglieder der 
deutſch⸗ und chriſtkatholiſchen Gemeinden nicht geſchehen; vielmehr haben ſich die⸗ 
ſelben wie ihre Statuten beſagen, nur von dem Papſte und der Hierarchie, d. h. 
von dem beſtehenden Kirchenregimente, losgeſagt, und es liegt leineswegs in der 
Abſicht der Mitglieder dieſer Gemeinden, aus der allgemeinen Kirche Chriſti aus⸗ 
zutreten. Die Mitglieder dieſer Gemeinden haben daher niemals aufgehört, zu 
der katholiſchen Kirche zu gehören. Aus dieſem Grunde ſind die anweſenden Ab⸗ 
geordneten der Auſicht: „daß das obige Patent vom 30. März, desgleichen die 
Verordnung und die obige Miniſterial-Verfügung auf die Mitglieder der genann⸗ 
ten Gemeinden keine Anwendung findet.“ Geſtützt auf den Weſtphäliſchen Frie⸗ 
den, welcher allgemein den Ausdruck „catholici“ gebraucht, und daher die damals 
ſchon vorhandenen verſchiedenen katholiſchen Kirchen umfaßt, und welcher den Lehr⸗ 
inhalt keiner dieſer katholiſchen Kirchen garantirt, geſtützt auf unſere Landesgeſetze 
und auf die Deutſche Bundesacte ſind die Abgeordneten der Anſicht, daß nach 
Deutſchem Staatsrechte die römiſch⸗katholiſche Kirche nicht die einzige anerkannte 


katholiſche Kirche ſei, und daß die obigen Gemeinden als eine beſondere Religions⸗ 


geſellſchaft nicht der Fall iſt, welche innerhalb der proteftantifchen Kirche hervorgetre⸗ 
ten find, und deren Mitglieder ſich ebenfalls nur vom Kirchenregiment losgeſagt 


haben. In Erwägung Alles deſſen vereinigten ſich die Abgeordneten in der An⸗ 
ſicht: „daß durch die oben erwähnten geſetzlichen Verordnungen keinerlei Abänder⸗ 
ung in dem Verfahren herbeigeführt worden ſei, welches zeither in Betreff der 
kirchlichen Akte beobachtet worden iſt,“ und vereinigen ſich ferner zu dem Beſchluſſe: 
1) daß ſämmtliche Gemeinden ein gleichmäßiges Verhalten in Beziehung auf die 
obigen Geſetze einſchlagen ſollen, und übertragen, in Verausſetzung der Geneh- 
migung der Gemeinden, 2) dem Vorſtande des Schleſiſchen Synodal⸗Verbandes 
die Führung aller Geſchäfte, welche in Beziehung auf die ſtaatsrechtliche Stellung 
der obigen Gemeinden nothwendig erſcheinen ſollten, legen jedoch dieſem Synodal⸗ 
Vorſtand die Verpflichtung auf, ſich jederzeit zuvor mit den Synodal⸗Vorſtänden 
von Preußen, Brandenburg, Pommern, Pofen, Sachſen und dem Kreisſynodal⸗ 
Vorſtande von Rheinland und Weſtphalen zu berathen. Die Abgeordneten reckh⸗ 
nen darauf, daß die einzelnen Gemeinden ſich an die obigen Synodalvorſtände in 
dieſer Angelegenheit wenden werden. 
a . 5 

v. Strachowski. Zencker I. Steiner. Dombrowski. v. Rottenburg. 
thig. Minsberg. Mattersdorf. Kliemeck. Hertrumpf. Demuth. Körner. 
v. Diepold. Brauner. Fleiſchinger. Langer. Gottſchling. v. Balitzki. Ko⸗ 
dym. Ahrensdorf. Zimmer. Sack. Dolan. Behnſch. Arnold. Johannes 
Ronge. Völkel. Neutwig. Dethier. Kothe. Bulla. Engelmann I. Hof⸗ 
ferichter. Otto. W. Reſchke. Schuchardt. Gendron. Hrabowski. Dittrich. 
Förſter. Schildknecht. Ed. Selenka. Genzel. Zencker II. Leineweber. Franz 
Ronge. Baſtide. Müller. Nitſchke. Engelmann I, 

In den letzten Tagen war die Getreide⸗Zufuhr wieder groß, und die Kaufluſt 
nach Getreide ſehr gering. Nur Der, welcher gerade Getreide brauchte, kaufte 
davon ein. Der Wispel Roggen iſt am verfloſſenen Sonnabend (den 29. Mai) 
auf dem Markt mit 98, und der des Weitzens mit 114 Thleu. bezahlt worden. 
Nach Kartoffeln, wovon die Metze Seitens der Kommunal-Behörde noch immer 
für 2 Sgr. verkauft wird, iſt nur wenig Begehr, da das Publikum ſchon viel 
junges Gemüſe zur Nahrung billig kaufen kann. Die Seehandlung ſieht in dieſen 
Tagen der Ankunft bedeutender Roggen⸗Ladungen entgegen, und will davon dann 
den Wispel ſchon für 95 Thlr. verkaufen. Es iſt daraus wieder zu entnehmen, 
wie unbegründet jegliche Furcht vor Mangel an Lebensmitteln war. 


Breslau den 1. Juni. Wir haben in dieſem Jahre das Gegentheil von 
dem vorigen erlebt, und fo wie damals ein ſchneller Uebergang von hohen zu nie⸗ 
drigen Preiſen ſtattfand, fo find wir diesmal von niedrigen zu hohen Preiſen 
übergegangen, obſchon viele Urſachen vorhanden waren, welche eine Steigerung 
der Preiſe hätten verhindern können. Die Vorräthe jedoch waren jo gering, die 


Bae⸗ 


Concurrenz ſo außerordentlich groß, daß eine Hauſſe unumgänglich eintreten mußte. 
Dieſelbe traf ganz vorzüglich die niedrigen Wollen, welche im vorigen Jahre die 


Gedrückteſten waren, und die daher von 8 — 10 Kthlr. und 12 Rthlr. im Preiſe 
geftiegen find, dahingegen die Elektoralwollen nur eine Preiserhöhung von 5 —6 
Rthlr. und die feinen und mittelfeinen von 6 — 8 Rthlr. erlangt haben. Der 
Ausfall der Schur betrug circa 6 — 8 pCt.; die Wäſche war zum größtentheil 
ſehr gelungen, und man hatte im Allgemeinen über die Behandlung der Wollen 
nicht zu klagen. Es war alter Beſtand circa 3000 Ctr., es wurde zu Markt 
gebracht circa 45,000 Ctr., zuſammen 48,000 Ctr. Im vorigen Jahre hatten 
wir ein Quantum von circa 50,500 Etr., alſo diesmal weniger circa 2500 Ctr. 
Man zahlte für Schleſiſche Super » Eleftoral- Wollen eirea 110 — 128 Rthlr., 
Elektoral 102 — 108 Rtlr., ganz feine 95 — 100 Rtl., mittel feine 83 — 88 
Rtl., geringere 77 — 80 Rtl., ordinaire 66 — 72 Rtl. Für Schleſiſche Zwei⸗ 
ſchur feine 67 — 78 Rtl., mittelfeine 64 — 70 Rtl., geringere 58 — 60 Rrhlr. 
Für Polniſche Einſchur feine 68 — 75 Ril., mittelfeine 64 — 66 Rtl., geringere 
56 — 60 Rtl. Für Lammwolle hochfeine 100 — 120 Rtl., feine 90— 98 Kl, 
mittelfeine 80 — 88 Rthlr., geringere 75 — 78 Rthlr. Fuͤr Sterblingswollen 
Elektoral 85 — 95 Rtl., hochfeine 75 —80 Rtl., feine 70— 74 Rtl., mittel⸗ 
feine 65 — 68 Rtl., geringere 58 — 60 Rtl. Für Gerber- und Schweißwollen 
50 — 66 Rtl. Für Schleſiſchen Ausſchuß 50 — 76 Rtl. Für Polniſchen Aus⸗ 
ſchuß 40 — 50 Rtl. Für weiße Zackelwolle 19—23 Nil. Für weiße mit Fa⸗ 
brikwäſche 24 — 25 Rtl. Für ſchwarze Zackelwolle 17 — 19 Rthlr. Die ber 
deutendſten Käufer waren Belgiſche und Niederländiſche Fabrikanten und Händler 
und auch die Franzöſiſchen blieben nicht zurück, die Engländer traten ſehr ängſtlich 
auf und Hatten nicht die Hälfte des ſonſtigen Quantums gekauft. 


Breslau. — Auf der Warſchauer Eiſenbahn ſoll am 27. Mai ein großes 
Unglück geſchehen ſein. Man ſpricht von 7 Todten und vielen Verwundeten, 
unter welchen letzteren ſich einer unſerer geachtetſten Aerzte befinden ſoll. 


Danzig den 28. Mal. Das Danziger Dampfboot enthält eine Widerle— 
gung des Kornhändlers Beſtoater gegen die über ihn verbreiteten Gerüchte und 
Korreſpondenzen. Der Artikel iſt mit großer Ruhe geſchrieben: der beſte Beweis, 
daß Herr Beſtoater das Recht auf feiner Seite hat. „Mein Gewiſſen“, ſagt er, 
„ſpricht mich von jedem Vorwurf frei; mögen Diejenigen, welche daran arbeiten, 
meinen guten Namen zu untergraben und mir die Ehre zu rauben, eben ſo unbe⸗ 
fangen vor den Richterſtuhl ihres Gewiſſens treten können.“ 


Koblenz den 28. Mai. (Rh. u. Moſ.⸗ 3.) Der in Brüſſel anſäſſige 
Buchhändler Vogler, welcher vor einem Monat in Aachen verhaftet wurde, ohne 
daß man verbotene Schriften bei ihm gefunden, iſt zu 4 Monat Gefangniß und 
in die Koſten verurtheilt worden. | 
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Ausland. 
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Hamburg. — In keinem Jahre hat ſich Hamburg eines fo zahlreichen 
Beſuches von Fremden zu erfreuen gehabt, als in bleſet nun zu Ende gehenden 
Pfingſtwoche. Während des heitern Pfingſtfeſtes wimmelte es hier von Berlinern, 
unter denen ſich auch viele Ständemitglieder befanden, um ſich an der hieſigen 
reizenden Umgegend, wofür die Natur und Menſchenhände fo piel gethan, zu 
ergoͤtzen. N 

Von der Elbe. — (Spen. 3.) In Poktugal iſt eine fo ernſthafte 
Wendung der Dinge eingetreten, daß ohne die bew t Intervention fremder 
Mächte der Thron der Donna Maria da Gloria feinem Sturz kaum entgehen 
dürfte Das gauze Land iſt im Aufftand, auch Madelra und Teneriffa haben 
ſich für die revolutionaire Junta erklärt, welche zugleich über die geſammte See⸗ 
macht, und den bei Weitem größeren Theil des Landheers gebietet, und, was 
die Hanptſache, beſſer mit Zahlungsmitteln ausgeſtattet iſt, als die Regierung, 
welche ihre Ausgaben nur mit Erpreſſungen und Konſiskationen beſtreitet. Die 
Junta von Porto hat die Vermittelungsvorſchlaͤge Englands zurückgewieſen, ſie 
will ohne genügende Garantieen, welche die Verfaſſung vor Reaktion und Staats⸗ 
ſtreichen des Abſolutismus zu ſchützen im Stande find, von feinem Vergleich 
wiſſen, und die Waffen nicht niederlegen. Dieſe von der Junta verlangten Ga⸗ 
vantieen zu gewähren, hat ihrerſeits die Königin bis jetzt entſchieden ſich geweigert. 
Zwar heißt es, England werde Truppen landen laſſen und mit Berufung auf den 
Quadrupelvertrag der Junta den Krieg erklären. Allein dies iſt ein Schritt, der 
die größte Ueberlezung verdient. Einmal fragt es ſich ſehr, ob Frankreich zu 
gemeinſchaſtlichem Handeln zu bewegen fein wird, und ſodann, ſoll den Bortus 
gieſen eine gewaltthätige und verhaßte Regierung durch fremde Bajonette aufge⸗ 
zwungen werden? Hier Einigkeit des Handelns und rechtes Maaß zu erlangen, 
iſt unendlich ſchwer. Der ganze Zuſtand der pyrenäiſchen Habinſel ift darum ſo 
troſtlos und verzweifelt, weil ſich auch gar keine Ausſicht der Beſſerung eröffnet, 
und doch verſichert man, die Maſſe des Volkes ſei tüchtig und unverdorben und 
nur die vornehmen Klaſſen, die das Regiment führen und ſich mit den ſchlechteſten 
Leidenſchaften bekämpfen, taugen Nichts, und müßten erſt zu Grunde gehen, 
bevor es anders werden könne. 

Frankreich. 

Paris, den 28. Mai. Die Pairs-Kammer hat in geſtriger Sitzung 
den Geſetz-Entwurf, welcher die Bank von Frankreich autoriſirt, Noten zu 200 
Fr. auszugeben, mit 100 gegen 13 Stimmen und den Geſetz⸗Entwurf, wodurch 
208,274 Fr. zur Ausbeſſerung verſchiedener Univerſitätsgebäude ausgeſetzt wer⸗ 
den, mit 105 gegen 7 Stimmen angenommen. ö 

Die Deputirten-⸗Kammeer hat ſich mit 187 Stimmen gegen 162 dahin 
entſchieden, daß die Poſtreform nicht ins Leben treten ſoll. 

Auf der Rhede von Toulon herrſcht die größte Thätigkeit. Der „Telemaque“, 
der am 16ten Malta verlaſſen, hat auch bei der dortigen Engliſchen Flotte große 
Bewegung bemerkt. 8 i 

In der Petition der arbeitenden Klaſſen an beide Kammern, worin gebeten 
wird, daß die Getreide-Einfuhr in Frankreich für immer freigegeben werden möge, 
heißt es unter Hinweiſung auf den vom Ackerbau und Handels- Minifter vorge⸗ 
legten Geſetz Entwurf wegen Verlängerung der zollfreien Getreide-Einfuhr bis zum 
Z iſten October: „Dies Palliatiomittel kann nicht als ernſthafter Vorſchlag be⸗ 
trachtet werden, und wir erſuchen Sie achtungsvoll, die einſtweilige freie Getreide- 
einfuhr, welche jetzt beſteht und welche vor Errichtung der conſtitutionellen Regierung 
Jahrhunderte in Frankreich beſtand, zu einer bleibenden Maßregel zu machen.“ 

Der Conſtitutionnel enthält den Text einer Petition, welche die Seiden⸗ 
weber und Poſamentier-Arbeiter in Lyon unterm 20ſten Mai an die Deputirten⸗ 
Kammer richteten, und worin ſie gegen die töbtliche Konkurrenz proteſtiren, welche 
ihnen ſowohl als ihren Meiſtern, die ebenfalls petitioniren, die Klöster und geift- 
lichen Stifte in Ausübung ihres Gewerbes machten. 

Geſtern hatte ſich wieder einmal das Gerücht verbreitet, das Miniſterium 
werde in Maſſe abdanken. Der National ſagte darüber Folgendes: „Die Ver⸗ 
wirrung im Kabinet wird täglich ärger. Die Glieder der beiden Kammer-⸗Centra 
ſelbſt verlangen, daß man dieſer Lage der Dinge ein Ende mache. Sie ſelbſt 
überzeugen ſich endlich von der Unmöglichleit, daß ſich Herr Guizot länger halte. 
Ein Hauptgrund der Kriſis liegt in der Entzweiung des Letztern mit Hrn. Duchatel.“ 

Zwei Batterien des in Lafere garniſonirenden Artillerie-Regiments haben den 
telegraphiſchen Befehl erhalten, auf das erſte Signal marſchfertig zu ſein und die 
vollſtändige Kriegs⸗Munition, Kartätſchen, Kugeln und Haubitzen, mitzunehmen. 

Der Unterrichts⸗Miniſter, Herr Salvandp, hat ſich ebenfalls nach Havre 
begeben, um Seebäder zu gebrauchen. 

An der Börſe heißt es, daß die Budgets⸗Kommiſſion die Hoffnung hege, ver⸗ 
mittelſt der in den Ausgaben bewerkſtelligten Erſparungen die Hinausſchlebung 
des Abſchluſſes einer Staats- Anleihe bis zum nächſten Jahre möglich machen zu 
können. 5 

Aus einem uns ſo eben eingegangenen Schreiben eines Deutſchen Miſſionairs 
zu Tahaa in der Nähe von Otaheiti vom 27ſten Januar d. J. entnehmen wir 
über die jüngſten Ereigniſſe auf dieſer letztern Inſel noch Folgendes: „Alle Ver⸗ 
ſuche der Franzoſen, die von den Otaheitiern behauptelen Bergfeſtungen einzu⸗ 
nehmen, dienten nur dazu, den Gouverneur zu überzeugen, daß dies unmöglich 
ſei. Vorigen December aber kam ein Mann aus Rapa (der ſüdlichſten Inſel der 
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Auſtral⸗Gruppe), der ſich in Otaheiti aufhielt, zum Gouverneur und ſagte, was 
er ihm gäbe, wenn er die Franzoſen in die erſte Feſtung, welche zugleich der 
Schlüſſel zur zweiten iſt, brächte. Der Gouverneur fragte, was er verlange. 
Er forderte 100 Spaniſche Thaler, eine Anzahl Kleinigkeiten, und daß er mit 
dem Dampfſchiffe nach feiner Juſel zurückgebracht würde. Der Gouverneur be— 
willigte Alles. In aller Stille marſchirten nun eines Morgens zwei Abtheilun- 
gen Soldaten, Niemand wußte wohin. Eine Abtheilung ging den gewöhnlichen 
Weg, um einen Scheinangriff auf der am leichteſten zugänglichen Seite zu machen, 
um die Aufmerkſamkeit der Belagerten auf ſich zu ziehen; der andere Theil mar— 
ſchirte nach der für unangreifbar gehaltenen Seite, wo der Felſen an 1500 Fuß 
beinahe ſenkrecht hinaufragt. Hier hatte der Mann von Rapa ſich ſeit einigen 
Monaten insgeheim beſchäftigt, einen Fußſteig zu machen; durch Seile, die er 
an Felſenſtücke befeſtigte, gelangten nun die Franzoſen auf die flache Krone eines 
Felſen, der noch über die Feſtung hervorragt, von der man aber leicht in die 
Feſtung hineinmarſchiren kann. Hier ſtellten ſich die Franzoſen in Reih und Glied 
und marſchirten fo in die Feſtung. Im Rücken der erſtaunten Belagerten ange⸗ 
kommen, die den Feind nur von vorn wähnten, forderte ſie der Gouverneur auf, 
ſich zu ergeben, welches ſie auch, ohne einen Schuß zu feuern, thaten. Die 
Truppen marſchirten nun augenblicklich über die Verge in die zweite Feſtung Bu— 
nauia. Ein Signal hatte das Franzöſiſche Beobachtungs-Corps vom Erfolg der 
Expedition benachrichtigt, worauf dieſe nun ebenfalls, um die Aufmerkſamkeit 
der Belagerten auf ſich zu ziehen, anrückten. Hier ging es nun wie in der erſten, 
ſo daß dieſe beiden wichtigen Feſtungen ohne Blutvergießen fielen. Die dritte 
und ſtärkſte Feſtung, Papenoo, ergab ſich von ſelbſt als man hörte, daß die bei⸗ 
den andern gefallen ſeien. Der Gouverneur benahm ſich ſehr menſcheufreundlich 
gegen die Gefangenen, verbot alles Plündern, erlaubte ihnen, zu wohnen, wo 
fie wollten, nachdem fie die Waffen abgeliefert hatten, unter der Bedingung, daß 
ſie an der Seeſeite blieben, ja, machte ihnen ein großes Feſt und ſagte einige 
Tage darauf zu Miſſionair Thompron, er ſehe nun ein, daß die beſten Otaheitier 
feine Feinde geweſen ſeien.“ 

Die letzten aus Athen und Konſtantinopel eingegangenen Nachrich⸗ 
ten geben einem Theil der heutigen Blätter Anlaß, über die Griechiſch⸗Türkiſche 
Differenz ſo wie über die Stellung Frankreich's in dieſer Frage und den vier an⸗ 

deren Großmächten gegenüber wieder einmal das Wort zu nehmen. Die „Debats“ 
reproduziren einen Artikel aus den „Daily News“, der mit aller Entſchiedenheit 
für Griechenland, und gegen die Pforte weniger als gegen England zu Felde 
zieht und namentlich den Vorwand, hinter dem Lord Palmerſton feine antigriechi- 
ſche Politik rechtfertigen will, in feiner ganzen Haltloſigkeit darſtellt. Die „Preſſe“ 
benutzt die Griechiſch⸗Türkiſche Differenz als willkommnen Stoff zu einem neuen 
Angriff auf das Miniſterium. Griechenland iſt durchaus in feinem Rechte; es 
hat zur Beilegung der Differenz Alles gethan, was es, ohne feine Ehre zu gefährs 
den, thun kann. Hätte nur das Franzöſiſche Kabinet zur rechten Zeit gehandelt, 
hätten nur die Franzöſiſchen Agenten bei den Regierungen in Oeſterreich, Preußen 
und Rußland den zehnten Theil der Thätigkeit entwickelt, mit welcher die Englän⸗ 
der für ſich und in ihrem Intereſſe gegen Griechenland wirkten, dann ſtünde dieſes 
heute nicht von aller Welt, nur nicht von Frankreich verlaſſen, und Frankreich 
ſtünde nicht wieder iſolirt wie in dem denkwürdigen Jahre 1840. „Spielen wir 
diesmal die Partie zu Ende“, ſagt die „Preſſe“ am Schluſſe ihres Artikels, ſo 
hieße das, viel einſetzen, um wenig zu gewinnen. Ziehen wir uns aber zurück 
und laſſen denen eine Niederlage bereiten, für deren Beſchuͤtzer wir uns fo laut 
erklärt haben, fo würden wir damit unſerm Einfluß einen gewaltigen Schlag ver⸗ 
ſetzen, dem Vertrauen, welches Frankreich ſeither im Orient einflößte, eine viel⸗ 
leicht unheilbare Wunde beibringen. So ſtellt ſich die Alternative. Wäre es 
nicht hundertmal beſſer geweſen, durch eine entſchiedene und thätige Politik den 
Schwierigkeiten vorzubeugen, denen man heute nur durch eine „Schwachheit“ oder 
eine „Thorheit“ ausweichen kann?“ 

Parmentier hat eine Schrift, „kurze Bemerkungen“, in einem Journal 
veröffentlicht und in beiden Kammern vertheilt. Generallieutenaut Despaus⸗Cu⸗ 
bieres hat deshalb bei dem Königlichen Prokurator gegen den Verfaſſer eine Klage 
eingereicht. 8 

Nach Privatbriefen aus Genua war es O'Conne lies heißer Wunſch, in 
Rom zu ſterben unter dem Segen des Papſtes Pius XI. Auf der Reiſe ſoll er 
den Wunſch ausgeſprochen haben, wenn er unterwegs verſcheide, fo möge man 
wenigſtens fein Herz in die Hauptſtadt der katholiſchen Chriſtenheit ſenden. Dies 
fer Gedanke wurde bei ihm, wie man glaubt, durch die Erinnerung an Robert 
Bruce angeregt, der vor ſeinem Tode verlangte, daß ſein Herz in geweihter Erde, 
beim heiligen Grab beflattet werde. O'Connell's Wunſch fol erfüllt werden; 
ſeinem letzten Willen gemäß wird auch ſeine Leiche nach Irland gebracht, um in 
der Grafſchaft Kerry, wo ſich die Grabſtätte feiner Familie befindet, beigeſetzt 
zu werden. 

Spanien. 

Madrid, den 22. Mai. Noch immer iſt die große Frage, um deren Lö⸗ 
ſung es ſich hier handelt, um keinen Schritt einer neuen Entwickelung näher ge⸗ 
rückt. Nicht einmal mit ihrem wahren Namen wagt man fie zu be zeichnen. An⸗ 
fangs gab man ihr den beſchönigenden Namen der „Palaſtfrage“. Dann hörte 

man wohl das Wort „Guͤnſtlingsfrage“ (euestion de valimiento) fallen, und 
nun hat das die ultramodetitte Partei vertretende Blatt, el Faro, welches 
ſich zum Schutzredner des Königs gegen ſeine Gemahlin aufwirft, ſich erkühnt, 
von einer „Scheidungsfrage“ zu reden und dadurch der periodiſchen Preſſe 


die Veranlaſſung zu höchſt ärgerlichen Erörterungen zu geben. Der Faro wi⸗ 
derſetzt ſich aus allen Kräften der Zulaſſung eines ſolchen äußerſten Mittels und 
behauptet, die Scheidung wäre nicht blos eine Spaniſche, ſondern eine Euro⸗ 
päiſche Frage, was aus dem Munde der Ultramoderirten um ſo auffallender klingt, 
als fie die Löſung der Heirathsfrage bekanntlich für Spanien und für ihre Partei 
allein in Anſpruch nahmen. Daß der König zuerſt mit dem Wunſche der Schei⸗ 
dung hervorgetreten ſei, darf man wohl kaum annehmen. Denn welcher Rechts⸗ 
grund ſtände ihm zur Seite, ihm, den die Miniſter Mon und Pidal, als fie 
ihm den leeren Königstitel großmüthig ertheilten, zugleich belehrten, daß er kei⸗ 
nerlei Einwirkung auf die Regierung des Landes ausüben dürfe? Findet der Kö⸗ 
nig ſich etwa in ſeinen Rechten gekränkt, weil ſeine Gemahlin in ihren häuslichen 
Einrichtungen Anordnungen trifft, in den engen Kreis ihrer nächſten Umgebungen 
vorzugsweiſe Perſonen aufnimmt, die ihm, dem Ehegatten, mißfallen? Unmög⸗ 
lich kann er vorausſetzen, daß die erhabene Perſon, welche er als Oberhaupt des 
Staats erkennen muß, ſich zur Dienerin ſeines Willens im Palaſte erniedrigen 
wolle. Unmoͤglich kann er vergeſſen habe, daß er ſelbſt vor der Vollziehung ſei⸗ 
ner Vermählung die von dem Miniſterium Iſturiz aufgeſetzten, von der Mutter 
der Königin genehmigten Ehepakten unterzeichnete „ kraft deren die junge Königin 
fortwährend als Chef der Familie und des Palaſtes betrachtet werden und ihr al⸗ 
lein die Ernennung des Hofſtaates und der Dienerſchaft des Palaſtes, ſo wie die 
Verwaltung des Famliengutes, zuſtehen ſollte. Wenn alſo der König einen recht⸗ 
lichen Grund für das Beharren auf ſeiner Trennung von ſeiner Gemahlin in An⸗ 
ſpruch nehmen will, ſo muß dieſer ein ſolcher ſein, der aus völliger Unvereinbar⸗ 
keit ſeiner innerſten und pflichtmäßigen Gefühle mit dem Betragen der Königin 
als Ehegattin hervorgeht; und ihm felbit, nicht aber feinen unberufenen Rathge⸗ 
bern, liegt es ob, dieſen Grund vor den Augen der Nation zur Sprache zu brin⸗ 
gen und zu rechtfertigen. 

Es ſcheint, der König erklärte den Miniſtern, nur unter der Bedingung, daß 
der General Serrano auf immer entfernt würde, dieſelbe Wohnung mit ſeiner 
Gemahlin beziehen zu wollen. In dieſer Erklärung liegt offenbar eine dem Ehr⸗ 
gefühl der Königin zugefügte Kränkung, eine Verdächtigung der Reinheit ihres 
Wandels. Würde die Königin die Entfernung Serrano's jetzt zugeben, fo könnte 
eine ſolche Nachgiebigkeit leicht als ein Eingeſtändniß irgend eines begangenen Feh⸗ 
lers ausgelegt werden. Wenn ihr Gemahl keinen Anſtand nimmt, ſie in der 
öffentlichen Meinung zu verdächtigen, fo verdient er offenbar Geringſchätzung ftatt 
Mitleidens, wenn er nicht zugleich die ihm als Gatten, als Fürſten obliegende 
Pflicht erfüllt, ſeine Anklage mit vollgültigen Beweiſen zu belegen. 

Die Miniſter haben auf ausdrücklichen Befehl der Königin den Hrn. Guöll, 
der nach Cuba abgeführt werden ſollte, in Freiheit ſetzen laſſen. 

Der Graf von Caſtella hat hier Karten umhergeſchickt, auf denen er die Ver⸗ 
mählung ſeiner Schweſter mit dem Infanten Don Enrique anzeigt. 

Es heißt, die Königin würde übermorgen ihren Aufenthalt wieder hierher 
verlegen. 

Der vielen aufeinander folgenden Reunionen des Kabinets haben zu den ver⸗ 
ſchiedenſten Gerüchten Anlaß gegeben, unter andern auch zu dem, das Miniſte⸗ 
rium werde ſich unter den Auſpizien des Herzogs von Sotomayor umgeſtalten; 
man nennt die Namen Narvaez, Calderon, Collantes, Olozaga u. a.; alles die⸗ 
ſes iſt indeſſen nur Vermuthung. 

Großbritannien und Irland. 

London den 22. In einer geſtern abgehaltenen Geheimeraths⸗Sitzung iſt 
der Graf von Clarendon von der Königin zum Vice-König von Irland, oder, 
wie der amtliche Titel lautet, zum Lieutenant-General und General- Gouverneur 
ernaunt worden. Er wird ſich, wie es heißt, ſchon am 25. auf feinen Poſten 
begeben. 5 

In der heutigen Unterhaus⸗Sitzung wurde die Debatte über die zweite 
Verleſung der Armengeſetz-Verwaltungs-Bill endlich zum Schluffe gebracht und 
die zweite Verleſung der Bill mit 218 gegen 42, alſo mit einer Mehrheit von 
176 Stimmen, genehmigt. Im Verlauf der Sitzung brachte Herr Hume 
eine Beſchwerde vor über die Sendung des Oberſten Wylde nach Portugal, welche 
ſeiner Anſicht nach England in Krieg verwickeln könnte; er verlangte Vorlegung 
der dem Oberſten ertheilten Inſtruktionen. Lord John Ruſſell verweigerte 
für jetzt die Publizirung der auf dieſen Gegenſtand bezüglichen Dokumente, worauf 
Herr Hume erklärte, die Sache unmittelbar nach den Feiertagen zur Sprache 
bringen zu wollen, damit man wiſſe, woran man ſei. — Das Unterhaus vers 
tagte ſich am Schluſſe der Sitzung bis zum 28. Mai. 

Schweiz. 5 

Wir leſen in der Churer Zeitung: „Ueber das Tractandencireular der 
künftigen Tagſatzung erfährt man folgendes Nähere: Bezüglich der Jeſuitenan⸗ 
angelegenheit enthält ſich der Vorort jeder einläßlichen Bemerkung, bezüglich des 
Sonderbundes referirt er über die von ibm ſeit der letzten Tagſatzung in Betreff 
der von den katholiſchen Ständen gemachten Kriegsrüſtungen gethanen Schritte; 
dagegen ſpricht ſich der Vorort einläßlich für eine Bundesreviſion aus und es ſcheint, 
daß dieſe bereits veraltete Frage neuerdings in den Vordergrund geſtellt werden 
ſoll.“ Die Churer Zeitung ſagt nicht, ob Bern dabei an ſeinet frühern Idee 
einer Bundesreform durch einen eidgenöſiſchen Verfaſſungsrath nach der Kopfzahl, 
für die ſich indeß bisher immer nur wenige Standesſtimmen ausgeſprochen hatten, 
feſthalte, oder ob es auch andere Reformwege zugeben wolle. Das Ganze ſcheint 
uns indeß vor der Hand mehr eine vorläufige Erinnerung und könnte erſt im Ver⸗ 
folg weiterer, nun freilich in Ausſicht ſtehender Ereigniſſe praktiſch werden. 
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Konſtantinopel den 10 Mai. In der bereits erwähnten Ruſſiſchen 
Note in Bezug auf die Zwiftigfeiten der Pforte mit Griechenland heißt es u. A.: 
„Se. Maj. der Kaiſer von Rußland hat mit Bedauern die Beleidigung vernom⸗ 
men, die dem Repräſentanten der Pforte am 25. Januar auf dem Hofball in 
Athen widerfuhr. Er billigt das Benehmen des Hrn. Muſſurus und findet das 
Verhalten des Hrn. Kolettis tadelnswerth. Der Kaiſer findet, daß das Griechi⸗ 
ſche Kabinet nicht klug gehandelt, und ertheilt Hrn. v. Uſtimow die Weiſung, in 
das Griechiſche Kabinet zu dringen, ohne Verzögerung, der Pforte die Genug⸗ 
thuung zu geben, die ſie verlangt, das einzige Mittel, um zu verhindern, daß 
der Bruch nicht durch die Schuld des Griechiſchen Kabinets unheilbar werde.“ 

Vermiſehte Nachrichten. 

Frankfurt, den 25. Mai. Geſtern morgen verſtarb dahier der Groß. 
Heſſ. Geh. Legationsrath Herr Karl v. Goldner, Miniſterreſident bei der freien 
Stadt Frankfurt. Er lebte und wirtte lange Zeit in unferer Stadt. Alle, welche 
ihm nahe ſtanden, werden den Verluſt des ausgezeichneten Mannes tief betrauern. 

Von der Kurheſſiſch-Thüringiſchen Grenze. (Kaſſ. A. Z.) Ein 
Arzt ritt am 3. d. M. in ein benachbartes Dorf, um einem bei dem Eiſenbahnbau 
verunglückten Arbeiter ein Bein zu amputiren. Der Arzt hatte ein kleines Fläfch- 
chen Schwefeläther zu ſich geſteckt, um ſich deſſelben bei der Operation zu bedienen. 
Unterwegs ging der Stöpfel des Fläſchchens, welches er in einer Reiſetaſche unter 
dem Arm trug, ſei es nun durch die Bewegung des Pferdes oder dutch eine an— 
dere Urſache los, der Aether ſtrömte aus und ergriff den Arzt ſo ſtark, daß er auf 
der Stelle vollkommen beſinnungslos vom Pferde fiel. 
breitete ſich die Fluͤſſigkeit, wodurch nicht nur feine Betäubung vervollſtändigt 
wurde, ſondern auch das Pferd, welches bei feinem Herrn geblieben war, in eis 
nem betäubten Zuſtand niederſank. Erſt nach einer Viertelſtunde, als mehrere 
Perſonen herbeigekommen waren, erwachten der Arzt und fein Pferd aus ihrer Les 
thargie und vermochten ihre Reiſe weiter fortzuſetzen. 5 

Ein Norddeutſches Blatt enthält in einem Schreiben aus Neuyork Nachrichten 
über einige Deutſche politiſche Flüchtlinge und Exilirte. Hiernach hat Georg 
Fein, nachdem er ſeine Vorleſungen in Philadelphia beendigt, einige Tage in 
Neupork zugebracht, um ſich von dort nach dem Weſten zu wenden. Er hat ſich 
das Studium des deutſchen Lebens in der Union zur Hauptaufgabe gemacht. Sei- 
denſticker iſt von der Redaktion des „Philadelphia-Demokraten“ zurückgetreten und 
gedenkt nun, ein eigenes Blatt zu gründen. Ueber den bekannten Communiſten 
Weitling heißt es in demſelben Schreiben: „Weitling iſt — man kann ſagen — 
beinahe unbemerkt unter uns und ſucht durch einen Befreiungs-Verein mit unbe⸗ 
ſchränkter Propaganda den focialen Uebeln beizukommen. In unferem Mikrokos⸗ 
mus iſt dies freilich nur ein Tropfen ins Meer, ein Sandkorn in die Wüſte ge⸗ 
tragen, was der ſonſt ſehr wackere Weitling gar bald und unbehaglichſt empfinden 
wird.“ 

The ate r. 

Sonntag den 30. Mai: „Der Bauer als Millionair.“ Das Haus war, 
— trotzdem, daß das Stück faſt zu den Kaſſenſtücken gehört und daß es Sonn⸗ 
tag war — ſo wenig beſucht, daß die Vorſtellung nicht ſtatthaben konnte. — 
Dienſtag den 1. Juni: „Die weiße Dame“. Auch dieſe reizende und hier im⸗ 
mer befriedigend aufgeführte Oper hatte die Zuſchauerräume großentheils leer 
gelaffen, fo daß Herr Direktor Vogt, wenn ihm nicht auf andere Weiſe zu 
Hülſe gekommen wird, wohl ſchwerlich noch lange wird beſtehen können. Die 
Theilnahmloſigkeit unſers Publikums iſt in dieſem Jahre zu groß! Die Darſtel⸗ 


Durch ſeinen Sturz ver⸗ 


lung der Oper befriedigte alle billigen Anforderungen vollſtändig, denn die Haupt⸗ 
rollen waren in geübten Händen, ja, von dem Darſteller des Georges Brown, 
Herrn Curti, läßt ſich mit vollem Recht ſagen, daß er ſeinen Part ausgezeich⸗ 
net gut geſungen habe. Seine volle, umfangreiche, wohlklingende Stimme, ver⸗ 
bunden mit einem geſchmack- und gefühlvollen Vortrage machte ſich auf wahr⸗ 
haft überraſchende Weiſe geltend und trug ihm ungetheilten Beifall ein. Nicht 
minder brav war Herr Fiſcher als Gaveſton, deſſen markige Baßſtimme dieſe 
Parthie bedeutſam hervorhebt. Eben fo befriedigten die Leiſtungen des Herrn 
Herrmann (Dickſon) und des Herrn Jäckel (Friedensrichter) vollkommen. 
Die Stimme der Dem. Hölzl (Anna) war anfangs etwas bedeckt und in der 
ticſern Lage unklar, ſpäter trat fie frei und in ausreichender Kraft hervor, fo 
daß auch fie lauten Beifall fand. Noch müſſen wir bemerken, daß die Enſemble⸗ 
Nummern durchweg lobenswerth ausgeführt wurden. Dem. Clauſius (Jenny) 
würde genügen könnnen, wenn ihre hohen Töne nicht ſo kreiſchend wären; auch 
Den wir Herrn Curti noch mehr Leichtigkeit und Beweglichkeit im Spiel ur 

Bon der Warthe. (Eingefandt.) Die in erfter Beilage No. 123. der 
Voſſiſchen Zeitung ausgeſprochene Anſicht über den Schwindel im Getreidehandel, 
findet bei uns einſtimmige Würdigung. Es gehört wirklich nur ein wenig geſun⸗ 
der Menſchenverſtand und ein nicht verderbtes Gemüth dazu, um vollkommen ein⸗ 
zuſehen, daß der Differenzhandel bei Getreide das ſchrecklichſte Uebel für den reel⸗ 
len, für den „freien Handel“ iſt. Der „freie Handel“ wird gefördert nur durch 
Mittel, die es nicht zulaſſen, daß durch Machination hie und dort unverſchuldete 
Stockung eintrete; gefährdet dagegen, wo dem Umſichgreifen dieſes moraliſchen 
Krebsſchadens nicht entgegen gearbeitet wird. Was iſt dem Betrüger leichter und 
wünſchenswerther, als Differenzgefchäfte abzuſchließen? Iſt der Ausfall günſtig, 
dann hat er richtig ſpeculirt, und kein Paragraph aus dem ganzen Landrechte 
würde unallegirt bleiben, um Erfüllung der ihm eingegangenen Pflichten zu er⸗ 
zielen; iſt dagegen der Ausfall ungünſtig, nämlich ſoll der Spekulant billiger ge⸗ 
wordene Waare einlöfen: oder theurer gewordene zur Ablieferung anſchaffen: da 
denkt er nicht daran, und daß ihm nicht zu Leibe gegangen werden kann, dafür 
giebt es der Mittel unendlich viele. So z. B. iſt ganz gewöhnliche Aegide, Ae⸗ 
cepte nicht honoriren zu dürfen, daß der Vorname nicht auf dem Wechſel ausge⸗ 
ſchrieben war, um die geſchloſſenen Geſchäfte zu annulliren; mein minorenner 
Sohn hat fie ohne mein Vorwiſſen abgeſchloſſen ac. ze. So haben wir in der 
Nachbarſtadt S.. ... einen Differenzhelden, der vor zwei Jahren die empörend⸗ 
ſten Betrügereien als Getreidehändler verübt hat, und da fein Geſchäfts-Terrain 
ſich von hier bis nach Preußen und ſelbſt bis nach Polen hinein erſtreckte, ſo wird 
dieſer ganze Strich noch lange an ihn denken. In Berlin haben 2 ſehr brave Häu⸗ 
fer durch ihn ihre Zahlungen einſtellen müſſen; die übrigen, die ſich mit 5 $ be⸗ 
gnügen mußten, zählen wir nicht; in Danzig hat er einem ſehr würdigen Hauſe, 
das glücklicherweiſe noch die uneingelöften Waaren beſeſſen, und dann verkauft 
hat, einen Prozeß gemacht, daß es „ſeine“ Waare ohne Auftrag von ihm ver⸗ 
kauft (denn nachdem er fallirt, iſt das Getreide höher gegangen), und er hat den 
Prozeß ſehr glücklich gewonnen. In Wloclawek in Polen find 3 der Stadt durch 
ihn ruinirt, denn fein Banferott betrug ungefähr 4 Million, und in dieſem, für 
ſolche Schwindler fo ſegensreichem Jahre iſt es unſerem Helden gelungen, ſich wie⸗ 
der jo zu erheben, daß er die Kornbörſe lenken durfte. Wer dieſer „Löwe“ des 
Feſtes iſt, darauf kömmt es hier nicht an, denn es kommt bei keinem derartigen 
Falle auf ein X für ein U, ein E für ein J u. ſ. w. an. Genug, wir ſprechen 
faktiſch beweiſend, und theilen tief gefühlt den aufrichtigen Wunſch jener biedern 
Bürger, die da wünſchen, daß dem Uebel radikal abgeholfen werde. 


Die Verlobung unſerer Tochter Caroline mit 
dem Herrn Louis Löwinſohn beehren wir uns 
Verwandten und Freunden, ſtatt beſonderer Mel- 
dung, hiermit anzuzeigen. 

Poſen, im Juni 1847. 

S. A. Danziger und Frau. 


Caroline Danziger. 
Louis Löwinſohn. 
Verlobte. 


Ediktal⸗ Vorladung. 

Ueber den Nachlaß des hierſelbſt am 10ten Juni 
1844 verſtorbenen Lehrers Joſeph Lukomski iſt 
heute der erbſchaftliche Liquidations-Prozeß eröffnet 
9 f Der Termin zur Anmeldung aller Anfprüs 

e ſteht 

am loten September d. J. Vormit⸗ 

tags um 10 Uhr 

vor dem Herrn Rath Neumann im Partheienzim⸗ 
mer des hieſigen Gerichts an. 

Wer ſich in dieſem Termine nicht meldet, wird 
aller feiner etwanigen Vorrechte verluſtig erklärt, 
und mit ſeinen Forderungen nur an dasjenige, was 
nach Befriedigung der ſich meldenden Gläubiger von 
der Maſſe noch übrig bleiben ſollte, verwieſen werden. 

Poſen, den 1. Mai 1817. 

Königl. Preuß. Land» und Stadtgericht. 
I. Abtheilung 


; Bekanntmachung. 
Sonnabend den 5ten d. M. früh 9 Uhr ſoll 
auf dem Kanonenplatze ein, wegen Erblindung 
dienſtuntaugliches Pferd der Artillerie öffentlich an 
den Meiſtbietenden verkauft werden. | 
Das Kommando der 1ſten Abtheilung 
Ster Artillerie-Brigade. 


Die verehrlichen Mitglieder unſerer Gemeinde 
benachrichtigen wir ergebenſt, daß am Sonntage am 
Eten d. Mis. der Herr Prediger Plath die Probe— 
Predigt halten wird. 

Der Vorſtand der evangeliſchen Kreuz- 
Kirche. 


Zu der am Sten Juni d. J. Nachmittags 5 Uhr 
im Saale des Friedrich- Wilhelms Gymnasiums 
ſtattfindenden Verſammlung werden die Mitglieder 


des hieſigen Lokal⸗Vereins der Guſtav-Adolph-Stif⸗ 


tung hierdurch eingeladen. 
Poſen, den 26. Mai 1847. 
Der Vorſtand des hieſigen Guſtav⸗ 
Adolph-Vereins. 


— >. ı + 
Tabak- und igarren = Auktion. 
Freitag den Aten Juni Vormittags von 9 
und Nachmittags von 3 Uhr ab follen wegen gänz— 
licher Aufgabe des Geſchäſts im Witkowskiſchen 
Hauſe, Sapieha-Platz No. 3., mehrere Tauſend 
Paquete und einige dreißig Centner Tabak in Rol⸗ 
len, 20,000 Cigarren verſchiedener Gattung, ſämt⸗ 
liche Fabrik⸗Utenſtlien, fo wie auch Tiſche, Stühle 
und andere Hausgeräthſchaſten gegen baare Zahlung 
verſteigert werden. Anſcheütz. 


Breslauerſtraße No. 4. f 
ſind große Wollniederlagen zu vermiethen. 


Vom 6. Juni ab werden wieder 40 Stähre 
aus meiner bekannt edlen Vollblutheerde bei Mün⸗ 
ſterberg in Schleſten im Hotel de Saxe zu Poſen 
aufgeſtellt ſeyhn, die ſich durch Wollreichthum bei 


Ergebenſte Einladung 


hoher Feinheit, und durch treue Vererbung in der 
Provinz ſchon empfohlen haben. Auch ſind 100 Voll⸗ 
blut: Muttern mit ihren Lämmern zu haben, deren 
Wollproben bei mir einzusehen find. 

A. v. Chapuis. 


Ein möblirtes zweifenſtriges Zimmer parterre nebſt 
Stall auf 4 Pferde find während des Wollmarkt 
und Johanni-Verſur zu vermiethen bei .,. 

W. Czapinski, 
Breiteſtraße No. 20. 


e 


Der im Hauſe Wronkerſtraße No. 4. be⸗ 
findliche große Saal iſt als Woll-Nieder⸗ 

® lage zu vermiethen. — Nähere Auskunft 

ertheilt der Kaufmann Joachim Mam⸗-⸗ 
roth am alten Markt. 


Eine möblirte Stube iſt 
während des Wollmarkts 
und der Johanniszeit zu vermiethen; auch kön⸗ 
nen 2 Peuſionaire unter vortheilhaften Bedin⸗ 
gungen placirt werden. Das Nähere bei 
Joh. Ig. Meyer, No. 86. am Markt. 


Odeum. 
Heute Donnerſtag 555 155 Kor 3 
Großes Gung'lſbes Konzert. 
i Anfang 6 Uhr. 
Entrke a Perſon 23 Sgr. Für Kinder die Hälfte. 
Bornhagen. 
(Hierzu Beilage.) 


* 


ſtellen. 


1 126. 


Beilage zur Zeitung für das Großherzogtbum Poſen. 


den 3. Juni 1847. 


Landtags ⸗Angelegenh eiten. 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 26. Mai. 
(Schluß.) 

General⸗Steuer⸗Direktor Kühne (fährt fort): Der Preis, zu dem wir 
das Salz, namentlich das engliſche, durch die Oſtſeehäfen beziehen, varürt 
von Jahr zu Jahr und auch nach den einzelnen Häfen; er differirt, wie an⸗ 
gegeben iſt, zwiſchen 15 Rthlr., das ift der niedrigere Preis, und 22 Kthlr. 
die Laſt. Alſo in ungünſtigen Jahren kommt es ungefähr ſo hoch, wie wir 
das Salz aus den Salinen haben. Die dritte Frage iſt, wenn ich mich noch 
recht erinnere, die geweſen, ob der Seehandlung die Verpflichtung obliege, 
das Salz anzuſchaffen. Das iſt nicht der Fall. Die Seehandlung hatte 
früher den alleinigen Transport des Salzes und die Anſchaffung deſſelben für 
Rechnung des Staates. Das iſt ſeit längerer Zeit aufgehoben worden; ſie 
iſt aber bis vor kurzem die Mittelsperſon geblieben, deren ſich das Finanz⸗ 
Minifterium bediente, um Kontrakte mit den Rhedern und Kaufleuten abzu⸗ 
ſchließen. Seit zwei Jahren hat dies auch aufgehört, und das Finanz-Mi⸗ 
niſterium bietet in jedem Jahr den Bedarf in den Häfen aus und überläßt 
den Rhedern und Kaufleuten an jedem einzelnen Lieferungs-Orte, ſich deshalb 
zu erklären. g 

Abg. n eg Es hat die Erfahrung herausgeſtellt, daß in Folge 
der Herabſetzung des Preiſes der Verbrauch bedeutend zugenommen hat, und 
gerade dieſe Erfahrung beweiſt, daß die Maßregel gut war, und auch in 
finanzieller Hinſicht nicht fo gefährlich ſich zeigte, wie fie von vornherein ſich 
etwa darſtellte. Hierauf fußend, iſt nun meine Anſicht, daß eine weitere Er⸗ 
mäßigung noch eine viel größere Zunahme des Verbrauchs herbeiführen wird. 
Es kann ſich alſo nur davon handeln, ob wirklich die Einführung eines ſe— 
ſten Zolles eine beträchtliche Verminderung des Preiſes bewirken werde, und 
ob die finanziellen Verhältniſſe einen Zoll geſtalten, der niedrig genug iſt, 
um das Salz wohlfeil zu machen. Um Ihnen deutlich zu ſein, will ich, in⸗ 
dem ich vom Zoll rede, ihn nicht pro Centner normiren, ſondern pro Tonne; 
auf dieſe Weiſe wird die Rechnung ſich einfacher machen Wir haben nun 
gehört, daß der Preis des Salzes, ſei es aus den inländiſchen Salinen oder 
aus dem Auslande, pro Tonne 13 bis 2 Rthlr. beträgt. Wir haben durch 
die Erfahrung eine Vermehrung des Konſumo in Folge einer Verminderung 
des Preiſes von 15 auf 12 Thaler geſehen. Wenn wir nun den Zoll — die 
Steuer will ich ſagen ſtatt des Zolles — die Steuer auf 5 Rthlr. pro Tonne 
annehmen, ſo wird an denjenigen Orten, die ganz in der Nähe der Seehäfen 
oder in der Nähe der Salinen liegen, der Preis der Tonne Salz, jetzt 12 
Nehlr. betragend, nothwendig auf 6% bis 7 Rthl. incl. der Beſteuerung ſich 
Eine Herabſetzung nun von 12 auf 64 bis 7 Rthlr. iſt eine ſehr be⸗ 
deutende. Wir würden den Preis des Salzes in der Nähe der Seehäfen und 
der Salinen auf ungefähr die Hälfte desjenigen Preiſes bringen, den das 
Salz vor 1842 hatte. Nehmen Sie nun an, daß der Verbrauch in Folge 
diefer Ermäßigung etwa um ein Drittel zunimmt, — dieſe Annahme wird 
viel unter der Wirklichkeit fein, ich glaube vielmehr, daß in Folge einer ſol— 
chen Ermäßigung der Verbrauch wenigſtens um die Hälfte zunimmt, — dann 
wird der Staat eine größere Einnahme mit der Steuer von 5 RKthlr. pro 
Tonne haben, als er jetzt mit der Steuer von 7 Rthlr. 21 Sgr. hat. Ich 
halte es alſo für gar kein gefährliches Finanz⸗Experiment, den Preis in der 
Art zu ermäßigen, daß durch die Ermäßigung, alſo durch den Verbrauch, die 
Einnahme wieder bedeutend zunimmt. 

General⸗Direktor Kühne: Es ift der Antrag dahin gegangen, man möge 
die Steuer herunterſetzen auf 5 Thlr. pro Tonne. Die Tonne giebt jetzt einen 
reinen Ertrag für die Staatskaſſe von 7 Thlr. 22 Sgr. Es iſt dies alſo 
eine Herunterſetzung des Ertrags um mehr als ein volles Drittel. Ich will 
nun gern zugeben, daß allerdings in den Seehäfen und in den den Strömen 
naheliegenden Städten und Gegenden einige Erhöhung der Conſumtion ein— 
treten könnte, ich glaube aber darauf aufmerkſam machen zu müſſen, daß 
ſelbſt dieſe Erhöhung nicht ſo groß ſein würde. Die menſchliche Conſumtion 
an Salz hat ihre Grenzen, es wird Niemand ſeine Suppe darum verſalzen, 
wenn das Salz noch einmal fo wohlfeil kommt, wie fetzt. Worin aber eine 
hauptſächliche Zunahme beſtehen werde, ſei der Verbrauch des Salzes für das 
Vieh und eine große Maſſe von Gewerben, endlich, obgleich ich wohl ſagen 
möchte, daß ich dieſe Hoffnung für unſeren Ackerbau noch zur Zeit für ſan⸗ 
guiniſch halte, zur Düngung. Die beiden erſten Arten des Salzverbrauchs 
für das Vieh und zu den Fabriken, namentlich zu den Sodafabriken, Seifen- 
ſieder tien, erhalten ſchon jetzt das Salz zu ſolchen Koſten, wie fie das Gous 
vernement ohne irgend einen Reinertrag nur fiellen kann. Für dieſe würde 
alfo gar keine Verwohlfeilerung des Salzes entſtehen. Es wäre auch nicht 
einmal eine Erleichterung, weil dann eine Kontrolle wegfallen würde. Denn 
wir würden natürlich auch, wenn wir einen Salzzoll einführten, oder eine 
Salzfabricationsſteuer in der Art wie die Branntweinſteuer, alles dieſes Salz, 
welches wir jetzt um ein Drittel des Preiſes laſſen und für die Zukunft auch 
um volle 5 Thaler wohlfeiler, immer nur unter einer gewiſſen Kontrolle ab- 
geben können für das Verſenden und Debitiren; es wird alſo für dieſen 
Zweck eine Erleichterung nicht entſtehen. Einen Artikel, der ſo ein Lebens⸗ 
Bedürfniß iſt, als das Salz, der zu gleicher Zeit fo hoch befteuert iſt, kann 
die Regierung unmöglich blos der freien Konkurrenz, und zwar nicht der 
freien, fondern der hier durch eine hohe Steuer ſehr beſchränkten Konkurrenz 
überlaſſen. Daß das Land immer damit verſorgt fei, dafür können wir, fo 
lange wir das Monopol in Händen haben, forgen und müſſen uns auch den 
Koſten unterziehen, welche dadurch erwachſen. Sollen wir aber eine partielle 
Konkurrenz haben, dann müßten wir ja an jedem Orte angemeſſene Vorräthe 
haben, und es würden Koſten entſtehen, welche ſich gar nicht ermeſſen laſſen, 
und wodurch der Reinertrag, wie er jetzt beſteht, weſentlich vermindert würde. 
Aus allem dieſen will ich, wie ich ſchon in der Abtheilung bemerkte, nicht 
ſagen, daß der Antrag ein- für allemal abgewieſen werden müßte; es kann 
vielleicht die Zeit kommen, wo man darauf zurückkommen kann, aber das iſt 
meine Ueberzeugung, fo lange wir 5,000,000 vom Salz in unferen Etats 
ſehen und dieſe Einnahme nicht entbehren können, fo lange iſt der Zeitpunkt 
nicht gekommen, wo von einem freien Handel die Rede ſein kann, und ſo 
lange, glaube ich, müſſen wir uns auch dieſer Form der Steuer-Erhebung 
unterwerfen. (Vielfacher Ruf zur Abſtimmung.) ö 


Finanz⸗Deſizits zu decken durch große Maßregeln. 


Abg. Hanſemann: Meine Herren! Ich denke, Sie werden doch wohl 
die Diskuſſton über eine Frage von fo großer Bedeutung zulaſſen wollen. 
Der Herr General-Steuer- Direktor hat feinen Vortrag mit der Erklärung 
geſchloſſen, jo lange an den 5,000,000 Rthlr. nichts entbehrt werden könne, 
werde man nicht von dem Salz⸗Monopol ablaſſen können. Ich habe ein beſ⸗ 
ſeres Vertrauen zu dem Herrn General-Steuer-Direktor. Er hat durch feine 
früheren ausgezeichneten Leiſtungen bereits bewieſen, daß er es gut verſteht, 
Er iſt es, und ich ſtelle 
ihn aus dieſer Urſache beſonders hoch, der bewieſen hat, daß es kein finan- 
zieller Verluſt wäre, wenn man auch mit großen Opfern den Anſchluß der 
ſüddeutſchen Staaten an den Zollverein erwerbe. Sei der Herr General- 
Steuer⸗Direktor nur etwas kühner; (Allgemeines Gelächter.) ich bin über⸗ 
zeugt, daß eine weſentliche Herabſetzung des Salzpreiſes den Verbrauch ſo 
ſtark mehren wird, daß kein Ausfall in den Finanzen dadurch entſteht. End⸗ 
lich hat der Herr General-Steuer-Direktor noch auf die Schwierigkeit auf⸗ 
merkſam gemacht, welche die Verhandlung mit den betreffenden Vereinsſtaa⸗ 
ten haben würde. Nun, der Herr General⸗Steuer⸗Direktor hat ſchon andere 
Schwierigkeiten überwunden. Ich habe ein größeres Vertrauen zu ihm, als 
er es für ſich mit ſeiner Beſcheidenheit eben hier in Anſpruch genommen hat. 
Frühere Verhandlungen des Herrn General-Steuer-Direktors find ſchwieriger 
geweſen, als die in Frage ſtehenden, und, wenn das Gouvernement die Sache 
ernſthaft will, ſo ſind die Schwierigkeiten zu überwinden. Ich ſchließe mit 
der Bitte, daß ſie dem von mir gemachten Antrage beitreten mögen. 

Marſchall: Es haben ſich noch fünf Redner um das Wort gemeldet. 
(Vielſeitiger Ruf zur Abſtimmung.) Wenn indeß die Verſammlung die Ab⸗ 
ſtimmung verlangt, ſo will ich die Frage ſtellen, ob der Schluß der Debatte 
verlangt wird. (Eine große Majorikät erhebt ſich von den Sitzen) Es liegen 
zwei Amendements vor. Das erſte, von dem Herrn Abg. Grunau, geht da⸗ 
hin, daß neben dem beſtehenden Salz-Monopol den preußiſchen Schiffen frei⸗ 
ſtehen ſoll, gegen einen feſten Steuerſatz von 2 Rthlr. bis höchſtens 21 Rthl. 
das Salz vom Auslande zu importiren. Wer dieſem Antrage beitreten will, 
beliebe aufzuſtehen. — Niemand erhebt ſich. Der Antrag iſt daher als ver⸗ 
worfen zu betrachten. Das zweite Amendement iſt das des Herrn Abg. Han⸗ 
ſemann. Der Herr Secretair wird die Güte haben, daſſelbe zu verleſen. (Es 
geſchieht.) Wer mit dieſem Antrage einverſtanden iſt, beliebe ſich zu erheben. 
Da das Reſultat der Abſtimmung nicht unzweifelhaft iſt, ſo muß ich bitten, 
die Zählung vorzunehmen. Das Reſultat der Abſtimmung iſt folgendes: für 
den Antrag ſind 222, dagegen 168. Die geſetzmäßigen zwei Drittheile ſind 
alſo nicht vorhanden. Es liegt nunmehr nur noch ein einziges Gutachten der 
Abtheilungen gedruckt vor. 

Eine Stimme: Es iſt noch über das Gutachten der Abth. abzuſtimmen. 

Marſchall: Die Abth. hat den Antrag nicht befürwortet, alſo iſt im- 
plicite das Gutachten angenommen. Es liegt nunmehr noch ein einziges 
Gutachten vor, die Abſchaffung der Lotterie betr., was zu einer langen De⸗ 
batte wohl ſchwerlich Anlaß geben und keine Sitzung füllen wird. Außerdem 
iſt während der Sitzung das Gutachten der vierten Abth. eingegangen, betr. 
die beantragte Abänderung der Verordnung vom 3. Februar d. J. in Bezie⸗ 
hung auf die frühere Geſetzgebung. Ich habe es ſogleich zur Druckerei ge⸗ 
ſchickt, und es kann vielleicht morgen Abend ſchon gedruckt und vertheilt ſein. 
Indeſſen will ich auf übermorgen keine Sitzung anſetzen, um zur Vorberei- 
tung Zeit zu laſſen. Ich lade daher zum Sonnabend um 10 Uhr ergebenſt 
ein, und wird dann das angegebene Gutachten zur Berathung kommen. Auch 
bitte ich diejenigen Herren Referenten, welche übernommen haben, Entwürfe 
zu Petitionen abzufaſſen, dieſelben bis dahin einzureichen. Noch iſt zu bemer⸗ 
ken, daß heute Sitzung der Herren⸗Kurie war, alſo die ſtenographiſchen Be⸗ 
richte erſt morgen früh eingeſehen werden können. 

e (Schluß der Sitzung gegen 15 Uhr.) 


Sitzung der Herren: Rurie am 26. Mai. 

Die Sitzung beginnt um 114 Uhr unter dem Vorſitz des Marſchalls 
Fürſten zu Solms. j i 7 

(Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen und genehmigt.) 

Marſchall: Ich habe nun der Verſammlung Mittheilung zu machen 
von einem Schreiben des Herrn Landtags-Kommiſſars, welches folgenderma⸗ 
ben lautet: „Den Inhalt Ew. Durchlaucht hochgefälligen Schreibens vom 
Alten d. M., den auf den Antrag des Herrn Fürſten von Lichnowsky ges 
faßten Beſchluß der Herren-Kurie des Vereinigten Landtags betreffend, daß 
den Dlitgliedern der einen Kurie geſtattet werden möge, den Verhandlungen 
der anderen beizuwohnen, habe ich die Ehre gehabt, zur Kenntniß Sr. Ma⸗ 
jeſtät des Königs zu bringen. Allerhöchſtdieſelben haben mir hierauf aufgetra⸗ 
gen, Ew. Durchlaucht zu eröffnen, daß an ſich gegen dieſe Abſicht nichts zu 
erinnern und im Geſchäfts-Reglement nur deshalb darüber keine Beſtimmung 
getroffen ſei, weil ſich der Ausführung in dem von der Herren-Kurie gegen⸗ 
wärtig benutzten Sitzungs⸗Lokale Schwierigkeiten entgegenftellten. Wenn aber 
jener Antrag von beiden Kurien an Se. Majeſtät gerichtet werden möchte, 
fo würden Allerhöchſtdieſelben nichts dawider haben, daß die Tribünen beider 
Säle zu gegenſeitigem Beſuche benutzt würden, obgleich diejenige des Ritter⸗ 
ſaales bei ihren beſchränkten Dimenſionen nur wenige Mitglieder der Stände⸗ 
Kurie aufzunehmen im Stande wäre. Berlin, den 22. Mai 1847.“ Es 
bleibt nur noch übrig, daß die hohe Verſammlung ſich darüber entſcheide, 
ob nun eine Mittheilung an die andere Kurie zu machen iſt. Wenn, wie ich 
vermuthe, die Verſammlung dieſen Beſchluß faßt, fo würde es vielleicht hin⸗ 
reichen, wenn ſie mich beauftragte, das eben verleſene Schreiben an den Herrn 
Marſchall der anderen Kurie in Abſchrift mitzutheilen und dabei zu bemerken, 
daß die hohe Verſammlung lebhaft bedaure, daß ſte keine größere Reciproci⸗ 
tät könne eintreten laſſen, weil die Tribüne in dieſem Saale beengt ſei, daß 
ſie aber wünſche und hoffe, daß die andere Kurie ſich dadurch nicht werde 
abhalten laſſen, dasjenige zu gewähren, was ſie in ausgedehnterem Maße ges 
währen kann. Das ſcheint mir ein Wegl, der wohl eingeſchlagen werden 
kann, und es würde darum wohl geeignet ſein, daß ich dieſen Auftrag von 
der hohen Verſammlung erhalte, weil es nicht gewiß iſt, welche Aufnahme 
dieſer Gegenſtand in der anderen Kurie finden wird, und unter Vorausſez⸗ 
zung dieſer Ungewißheit es immer erwünſcher iſt, wenn ich allein beauftragt 
bin mit dieſer Mittheilung, als wenn die Mittheilung die Form eines förm⸗ 
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lich gefaßten Beſchluſſes der hohen Verſammlung erhält. Ein förmlich ge⸗ 


aßter Beſchluß iſt zwar jedenfalls dabei nöthig, nämlich, daß ſie dieſen Auf⸗ 
Ar mir ertheilt. Wenn keine entgegenſtehende Bemerkung erfolgt, fo würde 
ich das Einverſtändnlß der hohen Verſammlung in dieſer Weiſe voraus zu⸗ 
ſetzen haben. ; g 

Graf zu Dohna⸗Lauck: Ich wollte mir nur eine Frage erlauben. 
Wie lautet der betreffende Paſſus in dem Schreiben des Herrn Landtags- 
Kommiſſars? (Marſchall verlieſt den betreffenden Theil des Schreibens.) 

Graf zu Dohna⸗Lauck: Es ſcheint mir aus dieſem Paſſus hervorzu⸗ 
gehen, daß eine wirkliche Petition geſtellt werden, und daß dieſe Petition 
alsdann der anderen Kurie überwieſen werden ſolle; ich glaube aber nicht, 
daß der Vorſchlag des Herrn Marſchalls dieſem Zwecke entſprechen würde. 

Marſchall: Ich habe keinen Zweifel, daß dieſer Schritt, den ich vor⸗ 
geſchlagen habe, dem Zweck entſprechen wird. 

Graf Dyhrn: Ich muß mich um ſo mehr den Zweifeln, welche von 
dem Grafen zu Dohna ausgesprochen find, anſchließen, als es ſich, nach 
meiner Anſicht, nur darum handelt, die Petition des Fürſten Lichnowsky, 
welche durch den Ausſſchuß zu einer Anfrage gemacht worden iſt, jetzt wieder 
als Petition herzustellen und ſte als Petition der Herren⸗Kurie in die Kurie 
der drei Stände gelangen zu laſſen. Der Fürſt Lichnowsky hat fie als Peti⸗ 
tion eingereicht; der Ausſchuß hat ſte als Anfrage dieſer Kurie vorgelegt, und 
als Anfrage iſt fie durchgegangen. Der Herr Landtags⸗Kommiſſar ſagt nun: 
Wenn eine Petition von beiden Kurien Sr. Majeſtät überreicht würde, fo 
würde nichts dem entgegenſtehen. Ich glaube alſo, daß jetzt die Petition des 
Herrn Fürſten Lichnowsky nur als Petition der Herren-Kurie der Kurie der 
drei Stände übergeben werden darf, und daß wir einen zu weiten Weg ein⸗ 
ſchlagen; denn nach meiner Anſicht würde die Anfrage leicht ſo gedeutet wer⸗ 
den können, als wenn wir anfragten, ob wir erſt eine Petition einbringen 
ſollen. Eine Petition haben wir ſchon eingebracht; wir haben fie nur zu einer 
Anfrage umgewandelt. 4 

Marſchall: Ich erlaube mir darauf aufmerkſam zu machen, was die 
Geſchäfts⸗Ordnung über den einzuſchlagenden Gang anführt. Es iſt geſagt, 
nicht daß eine Petiton eines Antragſtellers von irgend einer Kurie zu ihrer 
Petition gemacht wird, ſondern das kann erſt geſehen, wenn es ſich darum 
handelt, gemeinſchaftlich ein Geſuch an Se. Majeſtät zu ſtellen. Es heißt 
im F. 26. Litt. c. der Geſchäfts-Ordnung: (Die betreffende Stelle wird ver⸗ 
leſen.) Alſo ganz daſſelbe Verfahren iſt es, was ich hier vorſchlage. Ich 
habe vorgeſchlagen, daß von mir der Beſchluß, den die hohe Verſammlung 
faßt, der anderen Kurie mitzutheilen ſei, nämlich der Beſchluß, auf Grund 
dieſes heute mitgetheilten Schreibens des Herrn Landtags-Kommiſſars die an⸗ 
dere Kurie in Kenntniß des Vorgegangenen zu ſetzen. 

Fürſt Lichnowsky: Ich werde mir nur erlauben zu bemerken, daß 
ich den Worten, die mein verehrter Landsmann geſprochen hat, vollkommen 
beipflichte, daß es ſich hier nicht um §. 26. handelt. In dieſem Paragraphen 
iſt nur von Petitions⸗Anträgen die Rede; es iſt dies aber nicht ein Petitions⸗ 

Antrag. Ich habe zwar eine Petition beantragt; der Abtheilung hat es aber 
beliebt, ſie zu modiſiziren und von der Form einer Petition in eine Anfrage 
umzuwandeln. Was alſo bereits mit großer Majorität angenommen wurde, 
war kein Petitions⸗Antrag, ſondern nur eine Anfrage. Es ſteht aber nirgend 
im Reglement, daß eine Anfrage der anderen Kurie überwieſen werden ſoll. 
Wenn alfo Ew. Durchlaucht ſich ſtrikte an das Geſchäfts-Reglement halten 
wollen, ſo dürfte erſt die hohe Kurie befragt werden, ob fie nicht die bishe⸗ 
rige Anfrage in eine Petition umwandeln wolle, und wenn dies geſchehen, ſo 
glaube ich, wird es an der Zeit ſein, dieſe Petition nach dem Wortlaut der 
Poſttion c. des §. 26. an den Marſchall der Kurie der drei Stände zu richten. 

Marſchall: Ich glaubte vorhin das Einverſtändniß des geehrten Red⸗ 
ners annehmen zu können. 

Graf v. Arnim: Ich glaube, es würde rathſam ſein, den Tenor der 
Bitte zu formuliren, indem doch die Kurie jederzeit genau ſagen muß, das 
und das erbitten wir von Sr. Majeſtät. Wenn ich alfo bitten dürfte, den 
Tenor, über den die Verſammlung ſich als Bitte an Se. Majeſtät geeinigt 
hat, anzugeben, denn es iſt ſehr wohl denkbar, daß man ſich über eine An⸗ 
frage an den Herrn Landtags⸗Kommiſſar verſtändige, ohhe auf die Worte ein 
Gewicht zu legen, während, wenn es ſich darum handelt, eine unmittelbare 
Bitte an Se. Majeſtät zu richten, es doch auch auf die Worte ankommt. 

Marſchall: Ich wüßte nichts Anderes im Schreiben anzugeben, als 
daß geſagt würde, die Herren-Kurie ſei der Meinung, an Se. Majeſtät den 
König die Bitte zu richten, daß nach Inhalt des Schreibens des Königlichen 
Herrn Kommiſſars die beiderſeitigen Tribünen von den beiderfeitigen Mit⸗ 
gliedern bei der Anweſenheit in den anderen Sitzungs⸗Lokalen benutzt wür⸗ 
den, und mit dem Zuſatze etwa, daß fie hoffe, die geringe Reciprozität, welche 
Herren⸗Kurie gewähren könne, würde für die andere Kurie keine Beranlafs 
fung fein, nicht auf den Gegenſtand einzugehen. 

Graf v. Arnim: Ich glaube, das Letztere würde Gegenſtand des An⸗ 
ſchreibens ſein, welches Ew. Durchlaucht an den Marſchall der anderen Kurie 
zu richten beabſichtigen. Ich lege nur Werth auf den Tenor der Vitte, das 
mit derſelbe klar iſt, und der würde lauten: Se. Maj. den König zu bitten, 
daß Allerhöchſtderſelbe geſtatten möge, daß die Mitglieder der beiden Kurien 
en auf der Tribüne den Verſammkungen der anderen Kurie beiwoh⸗ 
nen 5 E 

Fürſt v. Lichno wg ey: Ich würde mir den Vorſchlag erlauben, in der 
Bitte das Wort „Tribüne“ ganz wegzulaſſen, denn die räumlichen Verhält- 
niſſe find von der Allerhöchſten Dispofttion Sr. Maj des Königs allein ab⸗ 
hängig, und Se. Maß haben bereits beſtimmt, wie dieſes gehalten werden 
folk; ich ſehe deshalb keinen Grund, weshalb es nöthig wäre, in dem Schrei⸗ 
ben auf die Localitäten irgend eine Anſpielung zu machen, halte es vielmehr 
— gen, wenn wir Se. Maß bitten, ein gegenſeitiges Hospitiren zu 

17 n. BE 
4 Graf v. Arnim: Damit bin ich ganz einverſtanden. 
Marſchall: Es wird zweckmäßig ſein, daß, um keine Zeit zu verlieren, 
der frühere Referent in dieſer Angelegenheit, Herr v Quaſt, noch im Ver⸗ 
laufe dieſer Sitzung die Aufſtellung einer der hohen Verſammlung zur Be⸗ 
ſchlußnahme vorzulegenden Faſſung übernimmt. Ich erſuche ihn daher, dieſe 
Faſſung zu übernehmen, welche vor dem Schluſſe der Sitzung der Verſamm⸗ 
lung vorgelegt werden wird. Wir können nun zum nächſten Gegenſtand über, 


gehen. Vorher erſuche ich den Grafen v. Dyhrn, in Abweſenheit des Grafen 
v Vork deſſen Stelle einzunehmen und denſelben in den Geſchäften des Se⸗ 
kretariats zu vertreten. 

Fürſt v. Lichnowsky: Ich wollte mir die Frage an Ew. Durchlaucht 
erlauben, ob eine geſetzliche Beſtimmung exiſtirt, wie viel Mitglieder in einer 
Plenar⸗Verſammlung anweſend fein müffen, um dieſelbe beſchlußfähig zu ma⸗ 
chen. Nachdem in letzterer Zeit viele unſerer Kollegen Berlin verlaſſen haben 
und wir heute kaum etwas mehr als die Hälfte der vollen Zahl anweſend 
ſehen, denn es befinden ſich hier 47, und die Zahl der Mitglieder iſt 80, ſo 
ſcheint mir eine Maßregel nothwendig, wie fie in allen übrigen parlamenta⸗ 
riſchen Verſammlungen bereits beſteht. - 

Marſchall: Eine gefegliche Beſtimmung beſteht hierüber nicht, und es 
iſt mir kein Mittel erſichtlich, eine ſolche in dieſer Weiſe zu extrahiren. Ohne⸗ 
hin iſt, was die andere Bemerkung betrifft, die Zahl der heute Anweſenden, 
die ſich vielleicht während der Sitzung noch vermehren wird, von der Zahl 
der in letzter Sitzung anweſend Geweſenen nicht beträchtlich verſchieden. Ich 
erſuche jetzt den Grafen von Dyhrn, den Bericht über die von der anderen 
Kurie herübergekommene Mittheilung, die Anträge in Bezug auf den Noth⸗ 
ſtand betreffend, zu erſtatten. 

Graf v. Dyhrn (lieſt das Gutachten der zweiten Abth. der Herren-Kurie vor): 
Gutachten 
der zweiten Abtheilung der HerrensKurie über die von der Kurie der drei 
Stände übergebene Petition an Se. Majeſtät den König, die Vermehrung 
von Erwerbsgquellen für die arbeitenden Klaſſen betreffend. 

Laut Verhandlung vom 17. d. M hat die Kurie der drei Stände nur 
gegen 2 abweichende Stimmen den Beſchluß gefaßt, Se. Majeſtät den König 
zu bitten, daß für die Dauer der gegenwärtigen Theuerung durch gemein⸗ 
nützige Anlagen, ſowohl unmittelbar auf Koſten des Staats, als mittelbar 
durch Unterſtützung von Kreis-, Kommunal- und Actien⸗Unternehmungen dies 
ſer Art, den arbeitenden Klaſſen neue Erwerbsquellen in höchſtmöglicher Aus⸗ 
dehnung eröffnet werden mögen. Dieſe Bitte iſt den 18. d. M. dem Herrn 
Marſchall der hohen Kurie überreicht worden, welcher dieſelbe der zweiten 
Abtheilung zur Begutachtung überwieſen hat, und dieſe hat ſich in der Siz⸗ 
zung vom 20 d. M. der Vorberathung unterzogen, deren Ergebniſſe wir 
hiermit die Ehre haben, der hohen Kurie zur Entſcheidung vorzulegen. Voll⸗ 
kommen überflüſſig halten wir es hier nochmals, den ſchon fo vielfach ange⸗ 
regten und allgemein anerkannten Nothſtand der handarbeitenden und ärme- 
ren Volksklaſſen nochmals ausführlich darzuſtellen. Jeder von uns kennt ihn 
gewiß aus eigener Anſchauung; es handelt ſich nur um die geeignetſten Mit⸗ 
tel, ihn ſo viel als irgend möglich zu mildern; und unter allen dieſen Mit⸗ 
teln haben auch die Mitglieder Ihrer Abtheilung die Darbietung der Mög⸗ 
lichkeit von Arbeit für die ärmeren Volksklaſſen als das wirkſamſte, nachhal⸗ 
tigſte und bei weitem würdigſte in ihren Berathungen anerkannt. Die Ab⸗ 
tyeilung ſchlägt daher der hohen Kurie vor: der Bitte der Kurie der drei 
Stände einfach beizutreten und dieſe dadurch zu einer Bitte des Vereinigten 
Landtages an Se. Majeſtät den König zu erheben. 

Fürst zu Lynar: Der Nothſtand, den wir gegenwärtig beklagen, hat 
einmal äupere zufällige Urſachen, dann aber auch innere Gründe, welche tief 
im unſeren ſozialen Verhältniſſen wurzeln. Die nächſte Urſache des Noth- 
ſtandes iſt unzweifelhaft der Umſtand, daß die unzureichende Aerndte des 
letzten Jahres die Nahrungsſtoffe ſeltener und daher auch theurer gemacht 
hat. Indeſſen dürfen wir uns wohl der Hoffnung hingeben, daß die göttliche 
Vorſehung uns in dieſem Jahre mit einer reicheren Aerndte beſchenken werde. 
Bald werden unſere Fluren wieder blühen, und ein geſegneter Herbſt wird 
hoffentlich die Wunden heilen, die das verlebte traurige Jahr uns geſchlagen 
hat. Die inneren Gründe des gegenwärtigen Nothſtandes ſind 1) Mangel 
an Arbeit und 2) die ungenügende Remuneration derfelben. Man- 
gel an Arbeit ſollte vernunft⸗ und naturgemäß nie eintreten! Unſere Erde iſt 
unerſchöpflich in ihrer Production, unerſchöpflich iſt die Intelligenz der Men⸗ 
ſchen im Hervorbringen, und eben fo unendlich, find die Bedürfniſſe den Men⸗ 
ſchen, die mit ihrer Vermehrung und Civiliſation in gleichen Maße zunehmen. 
Die Arbeit eines jeden Menſchen müßte daher einem Bedürfniſſe entſprechen 
und durch den Austauſch des Handels ſo nutzbar zu machen ſein, daß jeder 
Arbeitende ſich dadurch reichlich erhalten könnte. Hätte ein allgemein freier 
Handel von jeher die Induſtrie geregelt und jedem Theile der Erde die ihm 
naturgemäße angewieſen, fo würde auch ein 257 Land ſich einer geſunden 
und ununterbrochenen rn ig erfreuen. Diefe Regelung hat 
aber nicht ſtattgeſunden, und daher ift fo manche kranke Induſtrie entſtan⸗ 
den, die im Kampfe der Konkurrenz erlahmt und die Arbeiter zu Zeiten un⸗ 
beſchäftigt läßt. » u 

Marſchall l(unterbrechend): Nur ungern mache ich die Bemerkung, 
daß der geehrte Redner, wenn ich ihn richtig verſtanden habe, erklärt hat, daß 
es nicht ſeine Abſicht ſei, irgend eine Beſchlußnahme der Verſammlung her⸗ 
beizuführen. 

Fürſt zu Lyn ar: Ich habe geglaubt, auf die tief liegenden Urſachen 
des ſetzigen Nothſtandes aufmerkſam machen zu müſſen. A 

Marſchall: Ich zweifle nicht, daß diefe Gelegenheit ſich fpärer bei 
einen anderen Gegenſtand finden wird. 

Finanz⸗Miniſter von Düesberg: Von dem Augenblick an, wo der 
Nothſtand hervorgetreten iſt, hat die Regierung es ſich angelegen fein laſſen, 
fo viel als thunlich, durch Verſchaffung von Arbeits-Verdienſt, den Rothſtand 
zu erleichtern, und ſte läßt es ſich noch fortwährend angelegen fein, auf die⸗ 
ſem Wege fortzuwirken. Se. Majeſtät der König haben die Mittel dazu 
Allergnädigſt bewilligt und bewilligen fie noch täglich; Allerhöchſtdieſelben wer 
den die Bitte des Vereinigten Landtages, daß zur Linderung des Nothſtan⸗ 
des Arbeit und Verdienſt verſchafft werde, theils durch Staats⸗Bauten, theils 
durch Unterſtützung von Bauten, die ven Kreiſen, Gemeinden und Actten⸗Ge⸗ 
ſellſchaften unternommen werden, gewiß wohlgefällig aufnehmen. N 

Graf Dohna: Der Herr Referent hat geſagt, daß der eben vorliegen⸗ 
den allgemeinen Petitton drei beſondere Petitionen zum Grunde liegen; dieſe 
einzelnen Petitionen ſind nicht mitgetheilt worden, und ich bitte, daß die hohe 
Kurie damit bekannt gemacht werde. . 

Referent Graf v Dyhrn: Sie enthalten weiter nichts als die Bitte 
um Verſtärkung der Arbeit, und diefe iſt in dem Tenor der Bitte der Kurie 
der drei Stände ausgeſprochen worden. 
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Marſchall: Wenn weiter keine Bemerkung erfolgt, fo können wir 
zur Abſtimmung übergehen. Die Frage iſt dahin zu ſtellen, ob die Verſamm⸗ 
lung dem Antrage ihrer Abtheilung beitritt, und diejenigen, welche dem An⸗ 
trage der Abtheilung nicht beiſtimmen wollen, würden dies durch Aufſtehen 
zu erkennen geben. (Es erhebt ſich Niemand.) Es iſt dem Antrage der Ab⸗ 
theilung einfimmig beigetreten worden. Wir kommen fetzt zur Berichterſtat⸗ 
tung über den Antrag des Grafen von Burghaus, betreffend die Aufhebung 
der unentgeltlichen Verpflichtung des Schnee⸗Wegräumens auf Chauſſeen. 
Ich erſuche den Grafen von Sierſtorpff, den Bericht zu erſtatten. 

Graf v. Sierſtorpff: Das Protokoll des Herrn Aſſeſſors Palzow 
iſt als Gutachten von der Abtheilung anerkannt worden, und werde mir die 
Ehre geben, daſſelbe vorzuleſen. Verhandelt Berlin im Königlichen Schloſſe 
am 7. Mai 1847. Durch Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre vom 8. März 1832 
iſt beſlimmt, daß, wenn eine Chauſſee dergeſtalt verſchueit, daß die Paſſage 
nicht blos erſchwert, ſondern dergeſtalt unterbrochen wird, daß ſie mit den ge⸗ 
wöhnlichen Unterhaltungsmitteln nicht wieder hergeſtellt werden kann, die 
Einwohner des Orts, in deren Feldmark der Schneefall ſich ereignet, ſogleich 
zutreten und mit vereinten Kräften das eingetretene Hinderniß zu heben be⸗ 
müht ſein ſollen, ohne dafür Vergütung zu erhalten, daß dieſe Hülfsleiſtung 
jedoch nur inſoweit unentgeltlich gefordert werden ſoll, als ſie ſich auf einen 
achtſtündigen Arbeitstag beſchränken läßt; veranlaßt zunächſt durch eine Bitte 
der Gemeinde Barzdorf, ſtriegauer Kreifes in Schleſien, hat der Graf von 
Burghaus den Antrag gemacht, Se. Majeſtät den König zu bitten, Aller⸗ 
gnädigſt Anordnungen zu erlaſſen, wonach diejenigen Gemeinden, deren Grund⸗ 
ſtücke an Königlichen Zollſtraßen gelegen ſind, zwar nach wie vor verpflichtet 
bleiben, bei jedem Schneefall und jedem Schneewehen die Zollſtraße innerhalb 
der Grenzen ihrer Feldmark in fahrbaren Stand zu ſetzen und dieſe Arbeit 
das erfiemal in jedem Winter unentgeltlich zu leiſten, bei der Wiederkehr 
derſelben aber nach den in der Gegend üblichen Tagelohn-Sätzen dafür ent⸗ 
ſchädigt werden. Dieſer Antrag iſt der Abtheilung zur Berichterſtattung über⸗ 
wieſen. Der Kommiſſarius theilte der Abtheilung mit, daß nach einem fünf⸗ 
jährigen Durchſchnitt die Ausgabe, wenn für das Wegräumen des Schnees 
an den Chauſſeen nach den üblichen Tagelohn-Sätzen Vergütigung gegeben 
werde, nur 7000 Rthlr. betrage. Mit Rückſicht auf die Geringfügigkeit dieſer 
Sumrne ſei bereits beſchloſſen, um den ſehr vielfach geführten Beſchwerden 
abzuhelfen, in die zu erlaſſende neue Wegeordnung die Beſtimmung aufzu⸗ 
nehmen f daß das Wegräumen des Schnees an den Chauſſeen künftig nur 
gegen Entgelt zu bewirken ſei. Die Regierung werde aber auch dem nicht 
entgegen ſein, daß dieſer Punkt, wenn es gewünſcht werde, unabhängig für 
ſich ſogleich durch eine geſetzliche Maßregel erledigt werde. Die Abtheilung 
hält dafür, daß es dringend wünſchenswerth ſei, den Gegenſtand möglichſt 
bald und unabhängig von der neuen Wegeordnung, da deren Emanation viel⸗ 
leicht noch nicht in der allernächſten Zeit erfolgen möchte, erledigt zu ſehen. 
Sämmtliche Mitglieder der Abtheilung vereinigen ſich aus dieſen Gründen zu 
dem Antrage, die hohe Kurie wolle bitten, daß Se. Majeſtät der König zu 
beſtimmen geruhe, daß bei allen Chauſſeen, auf denen Chauſſeegeld erhoben 
wird, die Gemeinden innerhalb der Grenzen ihrer Feldmarken zwar verpflich⸗ 
tet ſeien, auf Erfordern der kompetenten Behörde unverrückt mit vereinten 
Kräften das Wegräumen des Schnees zu bewirken, daß dieſelben aber dafür 
nach den ortsüblichen Tagelohn-Sätzen Vergütigung erhalten, und daß die 
Allerhöchſte Beſtimmung erlaſſen werden möge, ohne die Emanation der neuen 
Wegeordnung abzuwarten. 10 1 

Graf v. Zieten: Ich wünſche dringend, daß der Staat in dieſem für 
fo viele Gemeinden fo harten Geſetze eine billige Modification eintreten laſſe. 
Wirkl. Geh. Ober⸗Finanz⸗Rath von Pommer⸗Eſche: Wiewohl die 
Verwaltung an ſich dem Antrage, daß dieſe Verbindlichkeit aufgehoben werde, 
nicht entgegen iſt, ſo glaube ich mich doch verpflichtet erachtet zu müſſen, die 
Rückſichten, aus welchen dieſe Beſtimmung. gerechtfertigt erachtet worden iſt, 
und welche in gewiſſem Maße noch gegenwärtig eintreten, in kurzem hervor- 
zuheben. Die Allerhöchſie Kabinets⸗Ordre beſtimmt: „Wenn eine Chauſſee 
dergeſtalt verſchneit, daß die Paſſage nicht blos erſchwert, ſondern dergeſtalt 
unterbrochen wird, daß ſie mit den gewöhnlichen Unterhaltungsmitteln nicht 
wieder hergeſtellt werden kann, ſo ſollen die Einwohner des Orts, in deren 
Feldmark ſich der Schneefall ereignet, ſogleich zutreten und mit vereinten 
Kräften das eingetretene Hinderniß zu heben bemüht ſein, ohne dafür Ver⸗ 
gütung zu erhalten. Jedoch ſoll dieſe Hülfsleiſtung nur inſoweit unentgelt⸗ 
lich gefordert werden, als fie ſich auf einen achtſtündigen Arbeitstag be⸗ 
ſchränken läßt ꝛc.“ Es handelt ſich um einen Fall, in welchem eine eigent- 
liche Kalamikät eintritt, in welchem die Paſſage nicht blos erſchwert, ſondern 
der Verkehr überhaupt gehemmt if; in einem ſolchen Falle ſollen diejenigen, 
welche zunächſt bei der Hand ſind, zur Hülfsleiſtung herbeigezogen werden. 
Es ſcheint dies an ſich nicht unbillig und hart zu ſein, und es wäre nur 
die Frage, ob dieſe Verpflichtung unentgeltlich geleiſtet werden müſſe, dabei 
iſt nun zunächſt die Rück ſicht in Betracht gekommen, daß für die Ortſchaften, 
durch welche eine Chauſſee führt, dies an ſich ſchon eine große Wohlthat iſt, 
welcher gegenüber auch wohl eine Laſt zu Gunſten der Chauſſee von ihnen 
übernommen werden könnte. Wenn man eine Gemeinde fragte, ob fie eine 
Chauſſee unter der Bedingung des Schneewegräumens haben wolle, ſo würde 
fie gewiß ja ſagen. Es kommt ferner in Betracht, daß diejenigen, denen die 
Verpflichtung auferlegt iſt, auch vorher ſchon, ehe die Chauſſee war, meiſtens 
eine gewiſſe Verpflichtung hatten, einen vorbeiführenden Weg in Stand zu 
halten und das Schneeforträumen vorzunehmen. Allerdings beſteht dieſe Ver⸗ 
bindlichkeit nicht allgemein, namentlich in manchen Gegenden nicht, wo der 
Fiskus zur Unterhaltung der Landſtraßen verpflichtet iſt. In einem ſolchen 

alle konnte aber der Fiskus die Hand» und Spanndienſte der Eingeſeſſenen, 
insbeſondere auch zum Schneewegräumen, in Anſpruch nehmen. Es bleiben 
nun zwar Fälle übrig, in denen den Gemeinden keine derartige Verbindlich⸗ 
keit auferlegt iſt. Im Allgemeinen gilt aber die Regel, daß die Adjazenten, 
welche zur Schneeräumung herangezogen werden, ſchon vorher zur Leiſtun 
von Hand⸗ und Spanndienſten verpflichtet waren. Aus dieſer Rückſicht ſcheint 
es mir angemeſſen, die Sache im Zuſammenhange mit dem neuen Wege⸗ 
Reglement zu behandeln. file 5 g 

Referent Graf v. Sierſtorpff: Die Petition des Grafen Burghaus 
lautet: Inſofern die Arbeit das erſtemal unentgeltlich zu leiſten ſei, der 
Ausſchuß aber hat gefagt: „Die hohe Kurie wolle bitten, daß Se. Majeſtät 


der König zu beſtimmen geruhe, daß bei allen Chauſſeen, auf denen Chaufs 
ſeegeld erhoben wird, die Gemeinden innerhalb der Grenzen ihrer Feldmar⸗ 
ken zwar verpflichtet ſeien, auf Erfordern der kompetenten Behörde unver⸗ 
weilt mit vereinten Kräften das Wegräumen des Schnees zu bewirken, daß 
dieſelben aber dafür nach den ortsüblichen Tagelohnſätzen Vergütigung erhal⸗ 
ten.“ Der zweite Paſſus lautet: „Daß die Allerhöchſte Beſtimmung erlaſ⸗ 
ſen werden möge, ohne die Emanation der neuen Wege-Ordnung abzuwar⸗ 
ten.“ Der Ausſchuß hat allerdings einen Schritt weiter gethan, aber er 
glaubt, daß, wenn ihm das Recht zuſtehe, eine Petition durch ein Amende⸗ 
ment zu beſchränken, er auch das Recht habe, ſie zu erweitern, um ſo mehr, 
da hier von dem Grundſatze ausgegangen worden iſt, daß die Veflger. der 
Chauſſeen ſie in Stand halten ſollen. Dieſer Grundſatz ſchließt auch den er⸗ 
ſten Schneefall in ſich. 

Graf Eberhard zu Stolberg: Ich mache darauf aufmerkſam, 
ob es nicht wünſchenswerth ſein dürſte, auf dieſe Privatbeſitzer von Chauſ⸗ 
ſeen eine billige Rückſicht zu nehmen. Ich für meine Perſon habe auf mei⸗ 
nen Chauſſeen von dieſem Rechte deshalb keinen Gebrauch gemacht und nicht 
machen wollen, weil das Geſetz ſagt, es ſollen die Leute beim Schneefall 
blos den erſten Tag acht Stunden unentgeltlich arbeiten, das Geſetz in dem 
Kreiſe, wo ich wohne, aber dahin ausgelegt wird, daß die Leute nur beim 
erſten Schneefall in dieſer Weiſe gebraucht werden ſollen, bei ſpäteren Schnee⸗ 
fällen aber nicht. Wenn man alſo die Leute bei 10 oder 12 Schneefällen 
nicht verwenden darf, ſo kann man ihnen auch eine Tagesarbeit von 8 Stun⸗ 
den erlaſſen, ohne einen großen Nachtheil davon zu verſpüren. Da jedoch 
dieſes Geſetz vom Jahre 1832 in anderen Gegegenden und Provinzen, wie 
ich erfahren, anders verſtanden wird, ſo bitte ich die hohe Verſammlung, auf 
die Privatbeſitzer von Chauſſeen eine billige Rückſicht nehmen wollen. (Stim⸗ 
me: Welche Rückſicht ſoll genommen?) Inſofern den Privatbeſitzern eine 
Entſchädigung ſeitens des Fiskus dafür gegeben werden möge. 

Marſchall: Ich habe zunächſt zu fragen, ob der vom Grafen Stol⸗ 
berg geſtellte Antrag durch 6 Mitglieder unterſtützt wird. (Der Antrag wird 
unterſtützt.) Der Antrag wird alſo zur Abſtimmung kommen. 

Regierungs⸗Kommiſſar v. Pommer⸗Eſche: Wenn es ſich darum han⸗ 
delt, ob die Beſitzer von Privat⸗Chauſſeen bei der zu treffenden Maßregel 
berückſichtigt werden ſollen, fo müßte auch beſtimmt ausgeſprochen werden, in 
welcher Art dieſe Berückſichtigung ſtattſinden ſoll. So allgemein gehalten, 
weiß man nicht, was mit dem Antrage eigentlich gemeint ſei, und ich bin 
diesfalls außer Stande, etwas Näheres darüber zu ſagen, ob ſeitens des Gou⸗ 
vernements darauf könne eingegangen werden. 

Graf zu Dohna-Lauck: In Betreff des Stolbergſchen Antrages wollte 
ich bemerken, daß die Verſammlung nicht im Stande iſt, näher darauf ein⸗ 
zugehen, die Privatbeſitzer folder Chauſſeen zu unterſtützen, ſondern es han⸗ 
delt ſich nur darum, ob dieſen wirkliche Entſchädigungs⸗Anſprüche zuſtehen, 
was aus dem Inhalte der ihnen vom Gouvernement ertheilten Konzeſſtonen 
hervorgehen muß. 

Graf zu Stolberg: Mein Wunſch ging nur dahin, daß die hohe Ver⸗ 
ſammlung nach genommener Einſicht in die Sachlage ſich dahin ausſpreche, 
ob die Privatbeſitzer von Chauſſeen oder Actien⸗Geſellſchaften ein Recht ha⸗ 
ben, ſich an den Staat zu halten, wenn ihnen das fragliche Recht entzogen 
werden ſoll, welches unter den Bedingungen begriffen iſt, unter welchen fie 
die Ausführung der Chauſſeen unternahmen. 

Referent Graf v. Sierſtorpff: Ich glaube, es exiſtirt eine Verord⸗ 
nung, wonach die Unternehmer öffentlicher Inſtitute ſich jederzeit allgemeinen 
Veſtimmungen zu unterwerfen haben, welche für das ganze Land erlaſſen werden. 

Regierungs-Kommiſſar: Im Allgemeinen iſt es für die Konzeſſto⸗ 
nirung von Privat⸗Chauſſeen Grundſatz, daß den Unternehmern dieſelben 
Rechte zuſtehen, wie dem Fiskus, und es ſind ihnen alſo hinſichtlich der Ka⸗ 
binets⸗Ordre von 1832 im Allgemeinen auch die fiskaliſchen Vorrechte beige⸗ 
legt worden. Daraus folgt aber nichts, als daß, wenn dieſe Rechte im Wege 
der Geſetzgebung geſchmälert werden, auch die Rechte der Privatbefiger da⸗ 
durch geſchmälert werden. Es ſind übrigens Anſprüche auf Entſchädigung 
hier noch nicht zur Sprache gekommen, ſondern es iſt nur bemerkt worden, 
es möchten die Privat⸗Intereſſen berückſichtigt werden, und ich glaubte, 
es würden damit Ausnahmen zu Gunſten der Privat⸗Chauſſeen gemeint. Im 
Allgemeinen läßt ſich über die Entſchädigung nicht abſprechen, ſondern es 
kann nur auf die einzelne Konzeſſion ankommen, ob der Fiskus die Bethei⸗ 
ligten entſchädigen muß. 5 ; IrDA 

Graf v. Arnim: Ich glaube, daß die Actien⸗Chauſſeen nicht allein in 
Bezug auf die Pflichten, ſondern auch in Bezug auf die Rechte den Staats⸗ 
Chauſſcen gleichgeſtellt werden müſſen; einen Unterſchied zu machen, würde 
bedenklich erſcheinen. 

Marſchall: Wir werden nunmehr zur Abſtimmung kommen, wenn 
keine Bemerkung mehr erfolgt. Es würde ſich Stoff zu zwei Fragen finden, 
von denen die erſte heißen möchte: tritt die Verſammlung dem Antrage der 
Abth. bei? die zweite Frage aber würde lauten: will die Verſammlung zu⸗ 
gleich eine möglichſte Berückſichtigung der Veſitzer von Privat- und Actien⸗ 
Chauſſeen empfehlen? 0 N 

Graf Zieten: Hier würden nach meinem Dafürhalten noch die Worte 
einzuschalten fein: der Beſttzer, welche Konzeſſton zur Erbauung von Chauſ⸗ 
ſeen auf Actien erhalten haben; denn es hat mancher auf ſeinen Gütern 
Chauſſeen gebaut, die nur einen reinen privativen Zweck haben, auch gar keine 
Zölle erheben, alſo gar nicht zur Kategorie der beregten Chauſſeen gehören. 

Marſchall: Dem laut gewordenen Wunſche zufolge wird alſo in die 
Frage eingeſchoben werden: der Beſitzer vom Staate konzeſſtonirter Privat⸗ 
und Actien⸗Chauſſeen. ; 

Graf Zieten: Ganz richtig. 4 5 

Regierungs⸗Kommiſſar v. Pommer⸗Eſche: Es wäre aber jedenfalls 
eine beſtimmte Angabe darüber zu wünſchen, was unter möglichfter Berückſich⸗ 
tigung begriffen fein ſoll, ſonſt würde die Regierung dadurch in Verlegenheit 

erathen. 22 
Graf v. Arnim: Wenn der Antrag geſtellt wird, ſo würde ich mir hin⸗ 
zuzufügen erlauben, daß die von der Regierung konzeſſtonirten Chauſſcen, 
gleichviel ob ſie Aktien⸗Geſellſchaften oder Privatperſonen gehören, auch in 
Bezug auf das Schnceräumen dieſelben Rechte beigelegt erhalten, welche den 
Staats⸗Chauſſeen zuſtehen. 
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Graf Zieten: Das würde aber dem Intereſſe der Beſitzer entgegen fein, 
denn der Staat würde dann von ſeinen Gerechtſamen abgehen, es würde für 
ihn ein Ausfall entſtehen, der gedeckt werden müßte, und es fragt ſich nun, 
wie die Steuerberechtigten dazu kommen, dieſen Ausfall zu tragen? 

Graf v. Arnim: Ein Ausfall tritt nicht ein, mir liegt nur daran, daß 
das Recht, bei Landes⸗Kalamitäten, wozu die gewöhnlichen Kräfte der betref⸗ 
fenden Umgegenden nicht ausreichen, die allgemeine Hülfe heranzuziehen, ge⸗ 
währt werde, nicht aber unentgeltlich, ſondern gegen landesübliche Vergütigung. 

Marſchall: Die Frage, welche in zweiter Hand zu ſtellen wäre, 
würde etwa lauten können: „Will die Verſammlung in Bezug auf die Be⸗ 
ſitzer der konzeſſtonirten Privat- und Actien⸗Chauſſcen einen Antrag an Se. 
Majeſtät den König zu richten?“ Dann wird ſich Alles vollſtändig erledigen, 
was zur Sprache gekommen iſt; es wird ſich dann eine Malorität klar heraus⸗ 
ſtellen. Die erſte Frage lautet alſo: Tritt die Verſammlung dem Antrage 
der Abtheilung bei? Diejenigen Mitgleder, welche dieſe Frage verneinen, 
würden dies durch Aufſtehen zu erkennen geben. (Die Frage wir einſtimmig 

bejaht.) Die zweite Frage würde nun heißen: Beſchließt die Verſammlung 
in Bezug auf die Beſttzer der konzeſſtonirten Privat- und Aktien⸗Straßen ei⸗ 
nen Antrag an Se. Majeftät den König zu richten? (Die Majorität ſpricht 
ſich gegen 16 Stimmen für Stellung eines Antrages aus) Es kommt nun 
auf die weitere Frageſtellung an, und das Zweckmäßigſte iſt wohl, daß der 
Antrag fo allgemein wie moglich gefaßt werde. 

Graf v. Arnim: Es dürften nun wohl die einzelnen Anträge vorzu- 
bringen ſein. 

Graf Dohna⸗Lauck: Es wird die Aufgabe der Herren ſein, ihr 
Amendement zu formuliren, damit daſſelbe zur Abſtimmung gebracht werde. 

Eine Stimme: Ich glaube, es könnte bei der allgemeinen Faſſung, 
die beliebt worden iſt, fein Bewenden haben. Ganz beſtimmte Vorſchläge 
über die Art der Entſchädigung und dergleichen ſind ſehr ſchwer, auch ſind 
die provinziellen Verhältniſſe erſtaunlich verſchieden. Ich glaube, wir können 
nichts Anderes, als eine allgemeine Berückſichtigung empfehlen. . 

Referent Graf v. Sierſtorpff: Der Antrag des Ausſchuſſes, den die 
hohe Kurie angenommen hat, lautet folgendermaßen: „daß bei allen Cauſſeen, 
auf denen Chauſſeegeld erhoben wird, die Gemeinden innerhalb der Grenzen 
ihrer Fetdmarken zwar verpflichtet ſeien, auf Erfordern der kompetenten Be⸗ 
hörde unverweilt mit vereinten Kräften das Wegräumen des Schnees zu be⸗ 
wirken, daß dieſelben aber dafür nach den ortsüblichen Tagelohnſätzen Ver⸗ 
gütigung erhalten.“ 

Marſchall: Es würde nichts Anderes übrig bleiben, als die Frage, 
ſoll eine möglichſte Berückſichtigung der Beſitzer konzeſſionirter Privat- und 
Actien⸗Chauſſeen empfohlen werden, zu ſtellen. 

Graf v. Arnim: Wo die Chauſſee-Unternehmung auf dem Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarif begründet worden iſt, da iſt das Recht für den Konzeſſions⸗Inha⸗ 
der unzweifelhaft, daß er Entſchädigung zu fordern hat. Darüber haben 
wir uns aber nicht auszuſprechen Wenn ich aber den Antrag recht verſtehe, 
ſo geht er dahin, die Entſchädigung ins Auge zu faſſen, die den Actien-In⸗ 
habern daraus zuftehen möchte, daß der Fiskus gegenwärtig ein Recht, was 
er ausübt, zum Beſten der Gemeinden aufgiebt und indirekt hierdurch die 
bisherigen Rechte der Actien-Inhaber ſchmälert. Dies iſt, wie bemerkt, rein 
Sache der Ausgleichung zwiſchen dem Inhaber der Konzeſſton und dem Fis⸗ 
kus. Hierüber etwas zu ſtatuiren und zu petitioniren, ſcheint mir nicht paſ⸗ 
ſend. Ich würde in Bezug auf den formellen Gang ganz ergebenſt anheim- 
ſtellen, ob die Herren, die beſtimmte Anträge zu machen wünſchen, dieſelben 
nicht formuliren wollten, damit darüber abgeſtimmt werden kann, ob ſie un⸗ 
terſtützt und genehmigt werden. g 

Marſchall: Es würden dieſe Schwierigkeiten beſeitigt, wenn die Frage 
geſtellt wird: Geht die Verſammlung hierbei von der Anſicht aus, daß die 
Rechte der Beſttzer von konzeſſtonirten Privat- und Aktien-Chauſſeen voll⸗ 
ſtändig in Erwägung werden gezogen werden Es iſt dies etwas, woran ſich 
ohnehin nicht wird zweifeln laſſen? Wenn die Regierung übergeht zur ge⸗ 
feglichen Regulirung des Gegenſtandes, fo wird fie die Rechte, die beſtehen 
können, in Erwägung ziehen. Es iſt aber, wie die Sache im Augenblick 
ſteht, vielleicht ein Ausweg, wenn die Verſammlung ausdrücklich erklärt, ſie 
ſei bei der vorangegangenen Abſtimmung davon ausgegangen, daß dieſe ge= 
ſetzliche Erwägung des Gegenſtandes eintreten werde. . 

Graf zu Dohna-Lauck: Damit bin ich einverfianden, daß Privat⸗ 
rechten nicht zu nahe getreten werde. * 

Marſchall: Ich halte es für wahrſcheinlich, daß die Frage wird ver⸗ 
neint werden; da aber die Verſammlung durch Abſtimmung beſchloſſen hat, 
daß ein Antrag an Se. Maj. den König gerichtet werde, ſo muß die darauf 
bezügliche Frage geſtellt werden. Es würde alſo die Frage dahin zu formuli⸗ 
ren ſein: „Will die Verſammlung die Bitte ausſprechen, daß die Rechte der 
Beſitzer von konzeſſionirten Privat- und Aktienſtraßen in Erwägung gezogen 
werden mögen?“ und diejenigen, welche dieſe Bitte nicht ausſprechen wollen, 
würden es durch das Zeichen des Aufſtehens zu erkennen geben. Ich bitte, 
die Stimmen zu zählen. 

Secretair Graf Dyhrn: Es ſind 24 Mitglieder aufgeſtanden, alſo 8 
über ein Drittel. 

Mar ſchall: Die Frage iſt alſo verneint, und wir kommen jetzt zu 
einem anderen Gegenſtande, nämlich zu den vorzunehmenden Wahlen. Es iſt 
der hohen Verſammlung bekannt, daß nach einem Veſchluß der Vereinigten 
Kurie ein Ausſchuß, beſtehend aus 32 Mitgliedern, zu wählen iſt, von wel⸗ 
chen 24 Mitglieder aus der anderen Kurie und 8 Mitglieder aus dieſer 
Verſammlung zu wählen find. Dieſe 8 Mitglieder werden nach den Provin⸗ 
zen gewählt, fo daß von jeder Provinz ein Mitglied zu bezeichnen iſt. Ich 
habe hierbei noch auf die gefeglichen Beſtimmungen aufmerkſam zu machen, 
nach welchen die Wahlen vorgenommen werden ſollen. Dieſe beſagen, daß 
jede Wahl die abſolute Stimmenmehrheit haben müſſe, und daß, um dieſe 
abfolute Stimmenmehrheit hervorzurufen, wenn fie ſich aus der erſten Wahl 
nicht ſchon ergiebt, die beiden zu höchſt beſtimmten, welche die relative Mehr⸗ 
heit haben, auf eine engere Wahl zu bringen find. Würde ſich alſo ergeben, 
daß ein Mitglied die abſolute Mehrheit nicht hätte, fo würde dann zunächſt 
die engere Wahl vorzunehmen ſein. Ich bitte daher, nur einen Namen auf 
den Zettel zu ſchreiben und mit der Provinz Preußen den Anfang zu machen, 
fo daß die ganze Verſammlung in diefem Augenblick alſo ein Mitglied aut 


der Provinz Preußen wählt. Ich bitte den Grafen v. Sierſtorpff und Grafen 
Eberhard v. Stolberg, das Sekretariat bei Einſammlung der Stimmen zu 
unterſtützen. 

Das Wahl⸗Ergebniß war folgendes: 

für die Provinz Preußen: Graf zu Dohna⸗Lauck mit 34 Stimmen; 

für die Mark Brandenburg: Graf v Arnim mit 35 Stimmen; 

für die Provinz Pommern: Fürſt Puttbus; ＋ 

für die Provinz Schlefien: Prinz von Hohenlohe mit 34 Stimmen; 

für die Provinz Sachſen: Graf v. Aſſeburg mit 30 Stimmen; 

für die Provinz Poſen: Fürſt Wilhelm Radziwill mit 33 Stimmen; 

für die Provinz Weſtphalen: Graf v. Landsberg mit 40 Stimmen; 

für die Rheinprovinz: Fürſt zu Wied mit 24 Stimmen. 

Nach Beendigung der Wahlen fordert der Marſchall den Referenten v. 
Quaſt auf, das der anderen Kurie über den Antrag des Fürſten von Lich⸗ 
nowsky mitzutheilende Konkluſum zn verleſen. ; 

Referent v. Quaſt: Im Einvernehmen mit den übrigen Mitgliedern 
der vierten Abtheilung würde der Vorſchlag folgendermaßen lauten: (Lieſt 
vor:) Die HerrensKurie beſchliet, an des Königs Majeſtät die allerunter⸗ 
thänigſte Bitte zu richten: Se. Majeftät der König wolle Allergnädigſt zu 
geſtatten geruhen, daß die Mitglieder der einen Kurie den Verhandlungen 
der anderen als Zuhörer beiwohnen dürfen. 5 

Marſchall: Es wird ſich gegen die Faſſung des verleſenen Schreibens 
nichts zu erinnern finden, und wenn dieſe Vorausſetzung gegründet iſt, ſo er⸗ 
kläre ich es für angenommen. Die Zeit der nächſten Sitzung kann jetzt noch 
nicht angegeben werden, ich muß mir alſo vorbehalten, ſie ſpäterhin bekannt 
zu machen. Die heutige iſt geſchloſſen. 

(Schluß der Sitzung 33 Uhr.) 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 29. Mai. 5 
Die Sitzung beginnt um 10% Uhr unter Vorſitz des Marſchalls v. Rochow. 
Marſchall: Die Verleſung des Protokolls der vorigen Sitzung. (Das 
Protokoll wird durch den Secretair Naumann verleſen.) Wenn nichts zu be⸗ 
merken iſt, ſo erkläre ich das Protokoll für genehmigt. Der Herr Marſchall 
der Herren-Kurie hat mich benachrichtigt, daß dieſelbe die Bitte, welche die 
Kurie der drei Stände an Se. Majeſtät gerichtet hat in Beziehung auf den 
Nothſtand, einſtimmig angenommen hat, ſo daß dieſelbe alſo mit dem bei⸗ 
ſtimmenden Konkluſum des Herrenſtandes nunmehr dem Königl. Herrn Kom⸗ 
miſſar zur Weiterbeförderung überreicht werden wird. Ferner iſt eingegangen 
ein Beſchluß der Herren-Kurie auf eine Petition des Herrn Fürſten Lichnow⸗ 
ski, Se. Maj. allerunterthänigſt zu bitten, Allergnädigſt geſtatten zu wollen, 
daß die Mitglieder der einen Kurie den Verhandlungen der anderen als Zu⸗ 
hörer beiwohnen dürfen. Ich überweiſe dieſen Beſchluß der vierten Abtheil. 
Nach dem Protokoll hat ſich das Wort erbeten der Herr Abg. v. Bardeleben. 
Abg. v. Bardeleben: Meine Herren! In der letzten Sitzung, in der 
Debatte über den Antrag auf Errichtung eines Miniſteriums für Handel 
und Gewerbe, hat ein geehrtes Mitglied aus der Rheinprovinz als Motiv 
unter Anderem angeführt, (Laut, lauter!) daß, wenn ein beſonderes Mini⸗ 
ſterium für Handel und Gewerbe vorhanden ſein möchte, wahrſcheinlich ein 
ſolches Miniſterium auch bei Zeiten von einem etwanigen Nothſtande unter⸗ 
richtet ſein dürfte, was jetzt nicht der Fall geweſen ſei, da der Herr Miniſter 
des Innern die Erklärung abgegeben hat, daß er nur wenige Tage vor Ein⸗ 
tritt der großen Noth gründlich von derſelben unterrichtet worden ſei. Der 
Herr Miniſter des Innern hat dieſem entſchieden widerſprochen. Ich würde 
ſchon bald nachher Veranlaſſung genommen haben, eine Bemerkung über die 
in der Sitzung vom 27. April von dem Herrn Miniſter gemachten Aeuße⸗ 
rungen zu machen, da mir ein Bericht des Landes-Oekonomie-Kollegiums v. 
30. Januar d. J. an das Miniſterium des Innern zur Kenntniß gekommen 
war, in welchem ganz ausführlich und gründlich über den zu beſorgenden 
Nothſtand des Landes ein Gutachten abgegeben worden, daß ſelbſt in den 
Theilen des Landes, in welchen der Ackerbau vorherrſchend iſt, wohl die Hälfte 
der erforderlichen Lebensmittel fehlen dürfte, wenn mir dergleichen Erörterun⸗ 
gen nicht ſelbſt zußerſt unangenehm wären. Da aber der Herr Minifter dieſe 
Behauptung entſchieden beſtritten hat, fo glaube ich, daß es Pflicht ift, die 
Worte des Herrn Miniſters des Innern, die er am 27. April ausgeſprochen 
hat, anzuführen, die nach dem ſtenographiſchen Verichte folgendermaßen lau⸗ 
ten: (Lieſt vor) „Erſt in den letzten Tagen iſt die Erſcheinung hervorgetre⸗ 
ten, daß namentlich in ſolchen Theilen des Landes, in welchen durchaus kein 
Mangel an den erſten Lebensbedürfniſſen zu beforgen ſtand, ein ſolcher plötz⸗ 
lich hervorgetreten iſt.“ Eine zweite Acußerung heißt folgendermaßen: (Lieſt 
vor) „Deshalb kann das Miniſterium nur an Indizien ſich halten, dieſe 
find aber nicht vorhanden geweſen, fie find erſt feit wenigen Tagen hervor— 
getreten, ich wiederhole es, fie find erſt ſeit wenigen Tagen hervorgetre⸗ 
ten, und deshalb, weil ſie hervorgetreten ſind, erkennt das Miniſterium die 
Nothwendigkeit ſchleuniger Hülfe an.“ Ich habe geglaubt, es dem Lande 
gegenüber ſchuldig zu ſein, dieſe Aeußerung des Herrn Miniſters hier noch 
einmal zu wiederholen. (Murren von vielen Seiten.) - 
Landtags-Kommiſſar: Ich bin dem geehrten Herrn Deputirten 
dankbar dafür, daß er nochmals auf dieſen Gegenſtand zurückkommt, damit 
er vollſtändiger erörtert werde. Was ich früher darüber geſagt habe und was 
jetzt eben hier aus dem ſtenographiſchen Berichte verleſen worden iſt, dabei 
muß ich ſtehen bleiben. Ich habe ſchon früher geäußert, daß, ehe der bezügli⸗ 
che Bericht des Landes⸗Dekonomie⸗Kollegiums, welches allerdings hervorhob, 
daß nach den Aeußerungen landwirthſchaftlicher Vereine der Ertrag der letzten 
Erndte um 25, 50, 60, 70, ich weiß nicht, wie viel Prozent, dieſer oder jener 
Fruchtart gegen eine gute Mittel-Erndte zurückgeblieben fei, und welcher fer- 
ner berechnete, wie viel Prozent durch rſparung bei der Ausſaat, an Vieh⸗ 
futter, der menſchlichen Nahrung u. f- w. von dem angeblichen Mangel wie⸗ 
der abzuziehen ſcien, daß — ſage ich — ehe dieſer Bericht an mich gelangt, 
bereits von dem Gouvernement Vorkehrungen getroffen waren, um für den 
Fall eines örtlichen Nothſtandes im Frühjahr mit einer hinreichenden Reſerve 
von Lebensmitteln verſehen zu ſein. 


(Fortfegung folgt.) 


